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Allgemeine Chronik
Bildung, Kultur und Medien
Medien
Medien
Die Corona-Krise wirkte sich in verschiedenster Hinsicht auf die Medien aus. Einerseits
verschaffte das aufgrund der Corona-Pandemie gesteigerte Informationsbedürfnis den
Medien einen rekordhohen Nutzungszuwachs. Die NZZ-Mediengruppe etwa
vermeldete Mitte April 2020 historische Höchstwerte im Online-Bereich. Die gedruckte
Ausgabe hatte ferner um 10 Prozent zugelegt und in einem Monat konnten 9000 neue
Abonnentinnen und Abonnenten gewonnen werden. Publicom verzeichnete im August
2020 eine starke Zunahme der Bedeutung sämtlicher Medien. An Einfluss gewonnen
hatte dabei insbesondere die SRG: Etwas mehr als die Hälfte der Befragten gaben im
Rahmen der mediaBrands-Studie 2020 an, dass die Bedeutung der SRG-Medien für sie
zugenommen habe. Noch vor den Streaming-Diensten (+31%) folgten die privaten
Radio- und Fernsehprogramme (+37%). Die Zunahme der Bedeutung von Social Media,
bezahlten Zeitungen (Print oder Online) und Gratiszeitungen betrug je um die 25
Prozent. In den Medien selber war 2020 häufig zu lesen, dass seriöser Journalismus
systemrelevant sei.
Andererseits führten die durch die Corona-Massnahmen herbeigeführten
Einschränkungen für das Gewerbe und den Veranstaltungssektor zu einem massiven
Einbruch der Werbeeinnahmen, der nicht durch die steigenden Nutzungszahlen
kompensiert werden konnte. Der Verband Schweizer Medien rechnete im März rein für
den Printwerbemarkt mit einem Rückgang von CHF 400 Mio. und damit, dass rund vier
von fünf Inseraten storniert würden. Die Verschiebung der auf Mai angesetzten
Volksabstimmungen verschlechterte die kurzfristige finanzielle Situation dabei noch
zusätzlich. Auch die privaten Radio- und Fernsehstationen gaben im April an, dass ihre
Werbeerträge seit Beginn der Corona-Krise um 60 bis 90 Prozent gesunken seien. Vom
Wegfall der Werbegelder besonders hart getroffen wurden komplett werbefinanzierte
Medien wie Gratiszeitungen. «20 Minuten» schätzte, rund 20 Prozent der Leserschaft
ihrer Print-Ausgabe eingebüsst zu haben, da die Nutzung des öffentlichen Verkehrs
während der Pandemie stark abgenommen habe und allenfalls auch Bedenken vor einer
Ansteckung Personen daran gehindert hätten, eine bereits gelesene Zeitung ebenfalls in
die Hand zu nehmen. Die Pendlerzeitung war als Folge davon umfangmässig stark
geschrumpft und nur noch in jeder Sprachregion in einer Version erhältlich. Auch die
30 Gratisanzeiger von alt-Bundesrat Christoph Blocher kamen aufgrund des
Werberückgangs in finanzielle Schieflage und erschienen nicht mehr oder nur noch
sporadisch. Gut aus der Krise kam indes das Online-Magazin «Republik», das nicht auf
Werbegelder angewiesen ist und das sich während der Krise mit seinem täglichen
Covid-19-Uhr-Newsletter einen Namen machte – dies gar bis in die Reihen der
«Weltwoche». Speziell litten auch kleinere Magazine, so etwa das Westschweizer
Wochenmagazin «Micro», dessen Abonnentenkreis in erster Linie aus Cafés,
Restaurants oder Coiffeursalons bestand und das aufgrund behördlich verordneter
Schliessung dieser Betriebe sowie des nach der Wiedereröffnung auferlegten
Auslegeverbots von Zeitungen den eigenen Betrieb im Mai einstellen musste.
Betriebsschluss gab im Frühjahr ebenfalls die Waadtländer Wochenzeitung «Le
Régional» bekannt. 
Die grossen Medienakteure reagierten prompt auf die sich rapide verschlechternde
Finanzsituation. Als erstes grosses Medienunternehmen beantragte die TX Group in der
zweiten Märzhälfte flächendeckend Kurzarbeit bis Ende September, begleitet von
anderen Massnahmen, wie etwa einer Zwangsreduktion des Arbeitspensums für alle
Mitarbeitenden um 10 Prozent. In einer von über 2500 Personen unterschriebenen
Online-Petition taten verschiedene prominente Personen aus Journalismus und Politik
ihren Unmut über diese Beschlüsse kund. «Ein Medienkonzern mit staatspolitischer
Verantwortung und vollen Kassen» müsse jetzt «Personal aufstocken, nicht
reduzieren», lautete die Begründung in der Petition. Im Nachhinein korrigierte die TX
Group die Lohnauszahlung von 90 Prozent auf 100 Prozent zurück und gab bekannt,
dass das Management für 2020 auf Boni verzichte. Dass die TX Group nur zwei Wochen
nach Bekanntgabe der Kurzarbeit Dividenden in der Höhe von CHF 37 Mio. für das
Geschäftsjahr 2019 ausschüttete, stiess in den Medien erneut auf Unverständnis. Im
April tat es die NZZ-Gruppe, nach eigenen Angaben aus Gründen der Kontinuität in der
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CH Media ein. Die Mediengruppe wandelte die vorgesehenen Dividenden in Darlehen
um, um die Liquidität des Unternehmens zu sichern. Doch auch CH Media führte Ende
März Kurzarbeit ein. Fast zeitgleich kündigte Ringier punktuelle Kurzarbeit bei
Jobcloud, Ticketcorner und der Vermarktungstochter Ringier Sports an. Anfang April
gab auch die NZZ-Mediengruppe bekannt, für Bereiche, wo es pandemiebedingt zu
Arbeitsausfällen komme, Kurzarbeit zu beantragen. Darüber hinaus beschloss das
Unternehmen eine teilweise reduzierte Printausgabe und die Verschiebung des
Relaunch von NZZ Folio auf den Spätsommer. Eine Woche später folgte die SRG und
beantragte Kurzarbeit für rund 600 Mitarbeitende, wobei sie als Gründe neben den
wegfallenden Werbeeinnahmen ebenfalls die Absage der Olympischen Spiele und der
Fussball-Europameisterschaft anbrachte.
Sowohl der Verband Schweizer Gratiszeitungen als auch der Verband Schweizer
Privatradios und der Verlegerverband wandten sich im März  hilfesuchend an den Bund.
Anfang April machten die Medien publik, dass UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga
mit einem Nothilfepaket für die Medien in der Höhe von CHF 78 Mio. im
Gesamtbundesrat aufgelaufen sei. Die WOZ und die AZ vermuteten, dass hier
abgesehen von Fragen rund um die Unabhängigkeit der Medien auch die Entscheide in
Bezug auf Kurzarbeit und Dividendenauszahlungen der grossen Medienhäuser eine
Rolle gespielt hätten. Mitte April sandten private Radio- und Fernsehstationen erneut
einen Hilferuf ans Parlament. Werde nichts unternommen, müssten vielen
Regionalstationen in Kürze ihre Sendungen reduzieren oder gar einstellen; einzelnen
Stationen drohe gar die Schliessung. In der ausserordentlichen Session zur Bewältigung
der Corona-Krise beschloss das Parlament strukturelle Hilfe für die Medien (Mo.
20.3145; Mo. 20.3154; Mo. 20.3146; Mo. 20.3155). In Notverordnungen regelte der
Bundesrat daraufhin eine Soforthilfe für die elektronischen Medien und für die Presse.
Die Unterstützungsleistung für Letztere knüpfte er an die Bedingung, dass die
herausgebenden Verlage für das Geschäftsjahr 2020 keine Dividenden ausschütteten.
Ein im Rahmen der Beratungen zum Covid-19-Gesetz eingebrachter Antrag einer
Minderheit Aeschi (svp, ZG), der den Begünstigtenkreis auf die Gratiszeitungen
ausweiten wollte, scheiterte trotz geschlossen stimmender SVP-Fraktion mangels
Unterstützung über die Fraktion der FDP.Liberalen hinaus. Weitere
Unterstützungsmassnahmen, die bereits vor der Pandemie aufgegleist worden waren,
waren im Massnahmenpaket zur Förderung der Medien enthalten, über das die Räte
2020 erstmals berieten. Da die im Massnahmenpaket vorgesehene Unterstützung von
Online-Medien umstritten war, konnten 2020 weder ein Ausbau der indirekten
Presseförderung noch Massnahmen zur Unterstützung der elektronischen Medien auf
gesetzgeberischem Weg institutionalisiert werden. 
In der zweiten Jahreshälfte wurde klar, dass die beschlossene Soforthilfe den
Strukturwandel in der Presse nicht aufhalten konnte. Ende Juni kommunizierte die NZZ
ihre Pläne für ihre «Strategieschärfung». Einschneidende Sparmassnahmen gab die TX
Group Ende August bekannt. Im September kündigte das Unternehmen CH Media, das
gerade sein im November 2018 begonnenes Abbauprogramm abgeschlossen hatte, ein
neues Effizienzprogramm an. Einen grösseren Stellenabbau kommunizierte nicht zuletzt
die SRG im Oktober.
Trotz der veränderten Recherchearbeit – auch die Medienhäuser setzten während der
Corona-Pandemie verstärkt auf Homeoffice – war die Qualität der
Medienberichterstattung über die Corona-Pandemie «relativ gut», wie das Jahrbuch
Qualität der Medien nach Analyse der Berichterstattung bis Ende April 2020
konstatierte. Neben der mangelhaften Einordnungsleistung bemängelte die Studie auch
die Kritikfähigkeit der Medien während der Corona-Krise. Das vom Fög präsentierte
Jahrbuch kam zum Schluss, dass die Medien vor dem ersten Lockdown im Frühjahr
2020 zu unkritisch berichtet hatten. Fragen rund um die Behördentreue der Medien
waren 2020 ebenfalls Teil der gesellschaftlichen Debatte. Zwei Professoren für
Volkswirtschaftslehre etwa sprachen in der NZZ von einem «grundsätzlichen
Systemversagen». Der normalerweise recht ausgewogene Meinungswettbewerb
funktioniere gerade in Krisenzeiten nicht, da zu Beginn einer Krise noch wenig Wissen
und viel Unsicherheit vorhanden seien und man sich zur Minimierung des Fehlerrisikos
in solchen Situationen eher an den Behörden orientiere, um sich weniger leicht
angreifbar zu machen. Erst nach und nach seien die Medien in der Lage, fundierte Kritik
zu äussern, was indes durch die Konsistenzanforderung von Qualitätsmedien wiederum
erschwert würde. Die Wissenschaftler regten für Krisenzeiten die Schaffung einer
Institution analog eines Advocatus Diaboli an, die bewusst anecken dürfe, um unter
Berücksichtigung aller Argumente zu informierteren Meinungen zu gelangen. Unter den
Autoren befand sich Reiner Eichenberger, der an der Universität Freiburg den Lehrstuhl
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für Theorie der Finanz- und Wirtschaftspolitik innehat und der zuletzt im Frühjahr mit
seinem Vorschlag einer kontrollierten Durchseuchung für Aufmerksamkeit gesorgt
hatte. Eine abweichende Stimme fand sich auch in der Person des ehemaligen SRF-
Fernsehjournalisten Reto Brennwald, der mit seinem Dokumentarfilm «Unerhört»
einen Dialog über die Verhältnismässigkeit der Corona-Massnahmen anregen wollte.
Dass sich der Dialog zwischen behördenkritischen und behördentreuen Stimmen noch
nicht etabliert hatte, zeigte nicht nur die Tatsache, dass nur vier Medienschaffende der
Premiere des Films beiwohnten, sondern auch der Umstand, dass Aussagen des zum
Podium geladenen und zum gegebenen Zeitpunkt bereits ehemaligen Leiters der
Abteilung Übertragbare Krankheiten des BAG, Daniel Koch, von einem Corona-
skeptischen Publikum mit Buhrufen oder Gelächter quittiert wurden. 1
Das bereits im Vorjahr nach dem Scheitern des geplanten Mediengesetzes angekündigte
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien konkretisierte sich mit der Botschaft des
Bundesrates Ende April 2020 mitten in der Corona-Pandemie. Die bundesrätliche
Vorlage besteht aus drei Pfeilern, die allesamt rasch umsetzbare Massnahmen zur
Förderung der Medien enthalten, deren wirtschaftliche Situation sich zunehmend
verschlechterte. Erstens soll mittels Änderung des Postgesetzes ein Ausbau der
indirekten Presseförderung erfolgen. Damit soll der Bund die Ermässigung für die
Zustellung der Tages- und Wochenzeitungen von jährlich CHF 30 Mio. auf CHF 50 Mio.
aufstocken. In Zukunft sollen auch grössere und überregionale Titel in den Genuss
dieser Presseförderung kommen, was der Bundesrat mit dem Vorschlag zur Aufhebung
der Auflagenobergrenze – gemäss aktueller Regelung sind nur Tages- und
Wochenzeitungen mit einer Auflage von maximal 40'000 Exemplaren förderberechtigt –
zum Ausdruck brachte. Mit einer Änderung des Bundesgesetzes über Radio und
Fernsehen plante der Bundesrat zweitens den Ausbau allgemeiner Massnahmen zur
Förderung der elektronischen Medien. Konkret soll der Bund mit der Gesetzesänderung
Aus- und Weiterbildungsinstitutionen, Nachrichtenagenturen und
Selbstregulierungsorganisationen (z.B. den Presserat) sowie IT-Projekte verstärkt
finanziell unterstützen können. Finanziert werden sollen diese Massnahmen aus den
Einnahmen der Radio- und Fernsehabgabe, wobei maximal 2 Prozent des gesamten
Abgabeertrags dafür aufgewendet werden dürften. Nicht zuletzt plante der Bundesrat
die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über die Förderung von Online-Medien.
Gemäss Vorschlag des Bundesrates sollen Online-Medien jährlich CHF 30 Mio. aus der
Bundeskasse erhalten, wobei diese Förderung auf 10 Jahre befristet wäre. Davon
profitieren dürften Nachrichtenanbietende, die sich an den Branchenrichtlinien zur
journalistischen Praxis orientieren und etwa auch das Redaktionelle klar von der
Werbung trennen. Die Höhe der vorgeschlagenen Unterstützung bemisst sich –  in einer
degressiven Ausgestaltung – am Nettoumsatz von Online-Medien, der aus
Publikumseinnahmen generiert wird, sei dies etwa durch Online-Abonnemente,
Einzelabrufgebühren, freiwillige Beiträge oder durch Spendenfinanzierung, wobei sich –
zur Wahrung der journalistischen Unabhängigkeit – der maximale Unterstützungsbetrag
pro Person und Jahr auf CHF 1'000 belaufen darf. 
Mit seiner Botschaft beantragte der Bundesrat ebenfalls die Abschreibung dreier
parlamentarischer Vorstösse: eines Postulats der KVF-NR mit der Forderung nach
Prüfung einer unabhängigen Aufsichtsbehörde für Radio- und Fernsehen sowie zweier
Motionen ebendieser Kommission, die zum einen die Aufhebung der 2-plus-2-Regel
und zum anderen die Umsetzung des «Shared-Content-Modells» verlangten. 
Dass die bundesrätliche Vorlage nicht ohne Anpassungen auf Zuspruch stossen würde,
zeigte sich bereits kurz darauf in verschiedener Hinsicht. So kritisierte der Verband
Schweizer Medien, dass der Bundesrat die Frühzustellung von Pressetiteln und somit
die Sonntagszeitung in seinen verstärkten Massnahmen zur indirekten Presseförderung
nicht vorsah, da er nur die Zustellung durch die Post berücksichtigte. In der
ausserordentlichen Session zur Bekämpfung des Coronavirus liessen Mitglieder der
WAK-NR ferner verlauten, dass die Doppelbelastung von Unternehmen in
Arbeitsgemeinschaften bei der Erhebung der Radio- und Fernsehabgabe ebenfalls im
Rahmen des Massnahmenpakets aus der Welt geschafft werden könnte. Zu gegebenem
Zeitpunkt beschäftigte sich die KVF-SR mit der Ausarbeitung eines entsprechenden
Entwurfs. Nicht zuletzt sprach sich das Parlament in der ausserordentlichen Session vor
dem Hintergrund der Corona-Krise entgegen der Ansicht des Bundesrates und auf
Anraten der vorberatenden Kommissionen für Überbrückungshilfen für die Presse und
für die elektronischen Medien aus, die den Umfang der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Unterstützungsmassnahmen stark übertrafen. Dies machte deutlich, dass die Legislative
in diesem Bereich grösseren Handlungsbedarf ortete als der Gesamtbundesrat.
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geplantes Rettungspaket für die Medien im Umfang von beinahe CHF 80 Mio. Anfang
April im Bundesrat gescheitert. 2
Per 1. Juli 2020 erhielt das BAKOM mit Bernard Maissen einen neuen Direktor. Der
bisherige Vizedirektor und Leiter der Abteilung Medien übernahm die Nachfolge von
Philipp Metzger, der im Februar zur Internationalen Elektrotechnischen Kommission
(IEC) gewechselt war. Die Leitung der Abteilung Medien übernahm ab dem 1. November
2020 die Liechtensteinerin und Juristin Susanne Marxer, die seit 1999 für das





Der Ständerat, der sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien befasste, hatte sich zuerst mit einem
Nichteintretensantrag Knecht (svp, AG) auseinanderzusetzen, der das Gesetz in erster
Linie wegen der vorgesehenen Schaffung eines Gesetzes zur Unterstützung der Online-
Medien aufgrund fehlender Verfassungsgrundlage sowie mit Verweis auf die prekäre
finanzielle Lage aufgrund der Corona-Pandemie ablehnte, da solche Massnahmen
finanzpolitisch aktuell nicht tragbar seien. Der Antrag konnte indes nur 5 Mitglieder der
kleinen Kammer auf sich vereinen, während 37 Ständerätinnen und Ständeräte dagegen
stimmten (1 Enthaltung). 
In der folgenden Detailberatung zum ersten Pfeiler, der indirekten Presseförderung,
brachte die Mehrheit der KVF-SR diverse Anträge ein, die allesamt auf einen Ausbau
dieser Förderung abzielten. So beantragte sie, die indirekte Presseförderung auf alle
abonnierten Zeitungen und Zeitschriften auszudehnen, die mindestens im
zweiwöchigen Rhythmus erscheinen, die Zustellermässigung für die Mitgliedschafts-
und Stiftungspresse ebenfalls zu erhöhen (+ CHF 10 Mio.) sowie ebenfalls eine
Ermässigung für die Frühzustellung durch registrierte Frühzustellorganisationen, von
der etwa auch Sonntagszeitungen profitieren würden, einzuführen (+ CHF 40 Mio.). Auf
der anderen Seite wollte die Kommission spezifizieren, dass Publikationen der Fach-
und Spezialpresse explizit von der Förderung auszunehmen seien. Alle Vorschläge der
Kommissionsmehrheit stiessen beim Ständerat auf Zustimmung und
Minderheitenanträge, die den Ausbau verhindern wollten, scheiterten. Zum Schluss
löste der Ständerat die Ausgabenbremse für die neu hinzugekommene Frühzustellung
mit 38 zu 3 Stimmen (4 Enthaltungen). 
Betreffend die vom Bundesrat im Rahmen der RTVG-Revision vorgeschlagenen
Massnahmen zur Förderung der elektronischen Medien hatte die Kommission nichts
einzuwenden; sie wollte jedoch zusätzlich die Abgabenanteile für die privaten Radio-
und Fernsehveranstalter auf 8 Prozent anheben und zwar dergestalt, dass den TV-
Veranstaltern 5 Prozent und den Radioveranstaltern 3 Prozent des Abgabentopfes zur
Verfügung gestellt würden. Die bisherige, seit der RTVG-Revision vom 26. September
2014 vorgesehene Spannbreite von 4 bis 6 Prozent (davor 4 Prozent) war per Januar
2019 im Nachgang der Annahme einer Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 15.3777) bereits auf
den maximal möglichen Wert von 6 Prozent angehoben worden. Darüber hinaus
entsprach der Kommissionsvorschlag einer parlamentarischen Initiative Wicki (dfp, NW;
Pa.Iv. 19.413) und weiteren Anliegen (Pa.Iv. 19.411; Pa.Iv. 19.412; Mo. 20.3140), gemäss
welchen es die Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften bei der Erhebung der
Radio- und Fernsehabgabe zu beheben gelte. Dazu schlug die Kommission eine
Änderung eines Absatzes im Artikel zur Abgabepflicht der Unternehmen vor, wobei sie
einfache Gesellschaften gemäss Art. 530 OR nicht als Unternehmen definierte. Der
Ständerat stimmte diesen beiden Anträgen zur Änderung des RTVG ebenfalls zu. Auf der
anderen Seite unterlag die Kommissionsmehrheit mit 19 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung
knapp einem Minderheitsantrag Mazzone (gp, GE) betreffend die im Rahmen des RTVG
angedachten Förderleistungen für Aus- und Weiterbildungsinstitutionen,
Selbstregulierungsorganisationen, Nachrichtenagenturen oder Projekte zur Entwicklung
innovativer digitaler Infrastruktur. Hier hatte die Kommissionsmehrheit die Ansicht
vertreten, dass der Förderbeitrag gemessen an den gesamten Kosten der unterstützten
Tätigkeit maximal 50 Prozent betragen dürfe. Die erfolgreiche Kommissionsminderheit
wollte diesen Anteil gemäss Entwurf des Bundesrates bei 80 Prozent belassen. 
Als umstrittenster Pfeiler entpuppte sich die vorgesehene Schaffung eines neuen
Bundesgesetzes zur Förderung von Online-Medien. Der Ständerat stimmte zwar dem
Grundsatz zu, dass der Bundesrat Online-Medien über einen Zeitraum von 10 Jahren
jährlich mit CHF 30 Mio. unterstützen soll; faktisch scheiterte die Unterstützung danach
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ablehnende Stimmen (0 Enthaltungen) wurde das hierfür notwendige qualifizierte Mehr
verpasst. Ebenfalls mit 19 zu 21 Stimmen nur knapp abgelehnt worden war zuvor ein
Minderheitsantrag Knecht (svp, AG), der die Unterstützung als Anschubfinanzierung
verstehen und deswegen die Höhe der Zahlungen mit jedem Jahr reduzieren wollte,
wobei der Gesamtbeitrag der Förderung von CHF 300 Mio. unverändert geblieben
wäre. 4
Anfang Juli 2020 äusserten sich zwei nationalrätliche Kommissionen zu dem vom
Ständerat bereits behandelten Massnahmenpaket zur Förderung der Medien. Zum
einen liess die zuständige KVF-NR verlauten, dass eine Kommissionsmehrheit mit 17 zu 7
Stimmen nach Anhörung verschiedener Medienverbände dem Nationalrat beantrage,
auf die Vorlage einzutreten. Während die Kommissionsmehrheit dringenden
Unterstützungsbedarf zur Wahrung eines vielfältigen und gleichwertigen
Medienangebots erkannte und die Fördermassnahmen aus demokratie- und
staatspolitischer Sicht als unverzichtbar einstufte, gab eine auf Nichteintreten
plädierende Minderheit zu bedenken, dass mit diesen Subventionen die Unabhängigkeit
der Medien untergraben werden könnte. Ferner vertrat sie die Ansicht, dass eine
Förderung von Online-Medien überflüssig sei, da der Markt in diesem Bereich gut
funktioniere. 
Die FK-NR, die sich im Rahmen eines Mitberichts zur Vorlage äusserte, befürwortete
die Aufstockung der indirekten Presseförderung durch den Ständerat mit 18 zu 7
Stimmen, beantragte jedoch gegenüber der ständerätlichen Fassung an einzelnen
Stellen Ergänzungen, mit denen sich der Nationalrat in seiner parlamentarischen




Mitte August 2020 äusserte sich auch die SPK-NR zum Massnahmenpaket zugunsten
der Medien. Einer der diversen, an die zuständige KVF-NR gerichteten Anträge
bezweckt die Aufteilung der Vorlage in zwei Teile, wobei ein erster Teil die bereits
bestehenden Massnahmen umfassen und ein zweiter Teil die Förderung der Online-
Medien angehen soll. In Bezug auf letzteren Punkt beauftragte die SPK-NR die KVF-NR,
sich mit der Frage auseinanderzusetzen, inwiefern die Förderung der Online-Medien
verfassungskonform sei. Mit den weiteren Anträgen schlug die stellungnehmende
Kommission in erster Linie in die gleiche Kerbe wie der erstberatende Ständerat. 
Mit einer knappen Mehrheit von 13 zu 12 Stimmen stützte die KVF-NR in der Folge die
Empfehlung der SPK-NR und beantragte ihrem Rat, die Vorlage aufzuteilen. Dabei
wählte sie aber eine andere Variante als die von der stellungnehmenden Kommission
vorgeschlagene: Ein erster Teil sollte die Presseförderung im Postgesetz behandeln –
ergänzt um ein Anliegen einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp, NW: Pa.Iv. 19.413),
welche einfache Gesellschaften von der Pflicht zur Entrichtung der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen befreien will. Ein zweiter Teil soll alle
weiteren Änderungen am RTVG enthalten, namentlich Massnahmen zur Unterstützung
von Aus- und Weiterbildungsinstitutionen und Nachrichtenagenturen sowie IT-
Investitionen. Die Förderung der Online-Medien soll erst in einem dritten Teil und zu
einem späteren Zeitpunkt behandelt werden, da vorgängig weitere Abklärungen
getroffen werden müssten. Eine Minderheit stellte sich gegen dieses Vorgehen, da sie
es als verfehlt erachtete, eine Verzögerung von Fördermassnahmen für einen




Irrungen und Wirrungen begleiteten die Beratungen zum Massnahmenpaket zugunsten
der Medien in den Kreisen der potentiell begünstigten Verlage. Wenige Tage vor der
Kommissionssitzung Ende August 2020, an der eine knappe Kommissionsmehrheit dem
Nationalrat die Ausklammerung der Online-Medienförderung aus dem
Medienförderungspaket beantragte, hatte der Verleger von CH Media, Peter Wanner, in
einem Kommentar in der «Schweiz am Wochenende» Kritik an der im
Massnahmenpaket enthaltenen Online-Medienförderung verlauten lassen. Zum einen
hatte er sein Unverständnis darüber geäussert, dass unabhängige Lokalzeitungen mehr
Unterstützung zugesprochen bekämen als Lokalzeitungen, die grösseren Verlagen
angehörten, obwohl Letztere auch über eigene Redaktionen verfügten. Zum anderen
hatte er sich unzufrieden darüber gezeigt, dass lediglich digitale Bezahlmedien
gefördert würden, wobei etwa das zu CH Media gehörende Onlineportal Watson leer
ausgehe. Das Online-Magazin «Republik» wusste darauf zu berichten, dass sich zwei
Mitglieder des Präsidiums des Verbands Schweizer Medien (VSM) in einer E-Mail an die
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Präsidiums hinter dem gesamten Medienpaket stehe. Kurz nach der
Kommissionssitzung wandte sich Wanner an die Nationalrätinnen und Nationalräte und
stellte klar, dass er mit seinem Beitrag nicht das Medienpaket habe gefährden wollen.
Unterdessen hatte die SP verlauten lassen, dass sie sich gegen die Vorlage stellen
werde, sollte der Nationalrat die Förderung der Online-Medien aus dem
Massnahmenpaket ausklammern. Zusammen mit der SVP, die dem Paket als solches
ablehnend gegenübersteht, könnten die Sozialdemokraten das Paket kippen.
Der Präsident des Verlegerverbandes, Pietro Supino, machte Ende August an einer
Medienkonferenz der TX Group seinerseits deutlich, dass er sich an die Losung des VSM
zu halten habe, dass für ihn als Verwaltungsratspräsident der TX Group die
Onlinemedienförderung aber nur eine marginale Rolle spiele. Gegenüber der
«Republik» bestätigte er in der Folge, dass er die im Massnahmenpaket präsentierte
Digitalförderung noch nicht als zu Ende gedacht ansehe. An besagter Medienkonferenz
gab die TX Group ferner massgebliche Sparmassnahmen im Pressesektor bekannt, was
den auf den Printmedien lastenden Druck verdeutlichte, der sich durch die Corona-
Pandemie noch verstärkt hatte. VSM-Geschäftsführer Andreas Häuptli sprach in einem
Gastbeitrag in der NZZ wenige Tage vor der parlamentarischen Beratung im September
von einem «Kahlschlag, der nicht mehr aufzuforsten» sei, sollte die Presse nicht in
Kürze von der geplanten Erweiterung der indirekten Presseförderung profitieren
können. Lehnt der Nationalrat die Aufschnürung des Medienförderungspaketes ab,
gelangt dieses zuerst zur Beratung zurück an die Kommission, bevor sich der Rat auch
zu den unbestrittenen Punkten des Förderungsvorhabens äussern kann.
In letzter Minute lancierten zehn Medienorganisationen, darunter das Schweizer
Syndikat für Medienschaffende, impressum und syndicom, einen Appell zur
Unterstützung des integralen Medienpaketes. Auch Häuptli sprach sich in seinem
Gastbeitrag für die staatliche Förderung von Online-Medien aus und bekräftigte: «Die
Verleger stützen die klare Linie des Bundesrates.» 7
In der Herbstsession 2020 hatte der Nationalrat darüber zu befinden, ob er einer
Mehrheit der KVF-NR folgen wollte, um lediglich die ersten beiden Pfeiler des Pakets
zur Medienförderung zu beraten, oder ob er das Geschäft zurückweisen wollte, um es
zu einem späteren Zeitpunkt integral respektive inklusive den Pfeiler der Online-
Medienförderung zu behandeln, wie dies der Forderung einer Kommissionsminderheit
entsprach.
Vorbehalte gegen die Förderung von Online-Medien äusserten im Ratsplenum vor allem
Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen und der SVP, wobei sich die Volkspartei
gegen das gesamte Medienförderungspaket stellte. DIe SVP-Vertreter begründeten ihre
ablehnende Haltung damit, dass vorgängig Fragen zur Verfassungsmässigkeit der
Online-Medienförderung geklärt werden müssten. Dass mit der geplanten Förderung
von Online-Medien zum ersten Mal publizistische Leistung direkt staatlich mitfinanziert
würde, hob Philipp Kutter (cvp, ZH) im Namen der Kommissionsmehrheit hervor,
weswegen sie es als zentral erachtete, dass alternative Unterstützungsmöglichkeiten
sorgfältig geprüft würden. Nicht zuletzt wies der Kommissionssprecher darauf hin, dass
die Kommission in den vergangenen Tagen mit besorgten Verlagen in Kontakt war und
dass es dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen gelte, um den Verlagen
raschestmöglich die notwendige Unterstützung zukommen zu lassen. 
Auch die auf Rückweisung plädierende Kommissionsminderheit hatte sich im Vorfeld
der parlamentarischen Beratung die Sorgen der Verlage angehört. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) wies auf den Appell zur Unterstützung des integralen
Medienpaketes hin, der die Parlamentarierinnen und Parlamentarier wenige Tage vor
der Beratung des Geschäfts erreicht hatte. Zur Gewährleistung der journalistischen
Vielfalt und der Qualität journalistischer Leistungen sei eine staatliche Online-
Medienförderung unabdingbar. Es sei wichtig, die heutige Jugend und zukünftige
Leserschaft mit flächendeckenden und preisgünstigen Online-Angeboten dort
abzuholen, wo sie sich aufhalte, betonte ferner Katja Christ (glp, BS) und meinte: «Das
sollte auch ein Parlament erkennen, das mit einem Durchschnittsalter von über fünfzig
Jahren dem täglichen Gang zum Briefkasten durchaus noch etwas abgewinnen kann.»
Mit 109 zu 84 Stimmen entschied der Nationalrat in der Herbstsession 2020 entgegen
der Kommissionsmehrheit und beschloss gemäss Kommissionsminderheit, das Paket
zur Medienförderung nicht aufzuteilen. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der Grünen, SP und GLP stimmten auch die grosse Mehrheit der Mitte-
Fraktion sowie vereinzelte Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion für den Antrag der
Kommissionsminderheit.
Bei der Beratung der Massnahmen kommt es aufgrund der Beschlüsse der KVF-NR und
des Nationalrats nun zu Verzögerungen: Das Geschäft geht nun zurück an die
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zur Online-Medienförderung ebenfalls zu beraten. Frühestens in der Wintersession
2020 kann der Nationalrat danach die Detailberatung zum integralen
Medienförderungspaket in Angriff nehmen. 8
Im November 2020 gab die KVF-NR bekannt, dass die Frage der Verfassungsmässigkeit
der Förderung von Online-Medien in einer Anhörung mit verschiedenen Experten
erörtert worden sei und dass die angehörten Personen übereinstimmend die Ansicht
vertreten hätten, die heutige Verfassungsgrundlage sei ausreichend. In der
Zwischenzeit hatte sich die Kommission ebenfalls mit alternativen Fördermassnahmen
im Onlinebereich auseinandergesetzt und aufgrund noch offener Fragen bei der
Verwaltung zusätzliche Abklärungen in Auftrag gegeben. Da diese Abklärungen noch im
Gange seien, könne sich die Kommission mit dem Massnahmenpaket erst im ersten
Quartal des Folgejahres erneut befassen. Die Kommission beschloss mit 14 zu 11
Stimmen, eine Bestimmung betreffend die Befreiung von Arbeitsgemeinschaften von
der Unternehmensabgabe für Radio und TV in einen zweiten Entwurf auszugliedern,






Als das umstrittenste Geschäft im Bereich der Medienpolitik entpuppte sich im Jahr
2020 das Massnahmenpaket zur Förderung der Medien, welches nach dem Scheitern
des geplanten Bundesgesetzes über elektronische Medien im Spätsommer 2019
angedacht worden war und zu dem sich im Berichtsjahr beide Räte äusserten. Während
die in der bundesrätlichen Botschaft vorgesehenen Massnahmen im Bereich der
indirekten Presseförderung und der elektronischen Medien weitgehend auf
Zustimmung stiessen, ging es bei der Frage der erstmaligen Förderung von Online-
Medien um einen Grundsatzentscheid. Während der Ständerat den Grundsatz der
Förderung noch befürwortet hatte, konnte das qualifizierte Mehr bei der Abstimmung
um die Ausgabenbremse nicht erreicht werden. Eine ganz andere Ausgangslage
präsentierte sich dem Nationalrat, dessen vorberatende KVF-NR mit knapper Mehrheit
empfahl, die Förderung der Online-Medien auszuklammern, um weitere Abklärungen zu
treffen. Der Nationalrat entschied in der Herbstsession gegen die
Kommissionsmehrheit und wies das Geschäft zur integralen Beratung an die
Kommission zurück. Im Vorfeld der Beratungen hatte sich auch die Medienbranche
nicht einhellig zu den geplanten Massnahmen für die Online-Medienförderung gestellt. 
Die Dringlichkeit der Medienförderung verstärkte sich 2020 im Hintergrund der
Corona-Pandemie, die den Medien grosse Werbeeinbussen bescherte, was nicht
spurlos an der ohnehin bereits angeschlagenen Branche vorbei ging. Die grossen
Medienhäuser führten im Frühjahr allesamt Kurzarbeit ein. In seiner ausserordentlichen
Session vom Mai 2020 beschloss das Parlament Soforthilfe für die Medien
bereitzustellen (Mo. 20.3146; Mo. 20.3155; Mo. 20.3145; Mo. 20.3154). In zwei
Notverordnungen regelte der Bundesrat in der Folge gegen seinen Willen die befristete
finanzielle Unterstützung für private Radio- und Fernsehveranstalter sowie für die
Printmedien. Durch letztere Massnahmen konnten auch erstmals auflagenstarke Tages-
und Wochenzeitungen von der indirekten Presseförderung profitieren. 
Die Corona-Krise hatte indes nicht nur negative Folgen für die Medien, so profitierten
sie durch das gestiegene Informationsbedürfnis von zunehmenden Nutzungszahlen –
auch wenn diese die wegbrechenden Werbeeinnahmen nicht kompensieren konnten.
Die Autoren des Jahrbuchs Qualität der Medien beurteilten die Berichterstattung
während der Covid-19-Krise als qualitativ relativ gut,  identifizierten jedoch auch
deutliche Mängel. Besonders kritisiert wurden die monothematische Berichterstattung,
die Verbreitung nackter Zahlen und Statistiken, die unzureichende Einordnungsleistung
und die unkritische Haltung der Medien in der Phase vor dem Lockdown im März
(jedoch nicht danach). 
Die Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen, die bereits während den Beratungen
zur RTVG-Revision umkämpft gewesen war, beschäftigte die Legislative auch fünf Jahre
nach der Volksabstimmung noch immer. Die zuständigen Kommissionen für Verkehr
und Fernmeldewesen beider Räte sprachen sich dafür aus, das Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien durch einen Zusatz zu ergänzen, der Arbeitsgemeinschaften von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen befreit. Im
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KMU gänzlich von der Abgabenpflicht befreien wollte. Aufgrund eines Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Vorjahr verfeinerte der Bundesrat im April 2020
seine Tarifstruktur für Unternehmen, was für neun von zehn Unternehmen, darunter
namentlich kleinere Unternehmen, eine Entlastung bewirken soll. Auch die
Privathaushalte werden entlastet: Sie bezahlen ab 2021 noch eine jährliche Gebühr von
CHF 335 anstelle von CHF 365. 
Unter Dach und Fach brachte das Parlament im Jahr 2020 schliesslich die Vorlage über
die Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die Radio- und
Fernsehempfangsgebühren. Somit erhält jeder Haushalt auf der nächsten Serafe-
Rechnung eine Gutschrift in der Höhe von CHF 50, um für die unrechtmässig erhobene
Mehrwertsteuer für die Jahre 2010 bis 2015 zu entschädigen.
Auch im Jahr 2020 wurden einschneidende Sparmassnahmen im Mediensektor
bekannt. Ende August eröffnete die TX-Group (ehemals Tamedia), bei den Printmedien
Einsparungen im Umfang von 15 Prozent vornehmen zu wollen. Ferner plant der Verlag
per April 2021 auch die Zusammenlegung der Redaktionen der Berner Zeitung und von
«Der Bund». Eine «Strategieschärfung» lancierte auch die NZZ und CH Media kündigte
ein neues Effizienzprogramm an. Einsparungen im Umfang von CHF 50 Mio. und die
Streichung von 250 Stellen gab die SRG im Oktober 2020 bekannt. 
2020 brachte dem Mediensektor jedoch auch beachtliche Neuerungen. Mit Blick TV
startete Ringier den ersten digitalen Fernsehkanal der Schweiz. Nicht zuletzt wird mit
der Bekanntgabe der Übernahme des renommierten Westschweizer Traditionsblattes
«Le Temps» durch Aventinus in der Schweiz erstmals eine Stiftung eine Tageszeitung
übernehmen. 
Gemessen an der Gesamtanzahl abgelegter Zeitungsberichte zur Schweizer Politik kam
der Medienpolitik im Berichtsjahr im Vergleich zu den Vorjahren eine geringere
Bedeutung zu (siehe Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2020), was sicher auch der
Dominanz der Corona-Pandemie in der Medienberichterstattung geschuldet ist.
Innerhalb der Berichterstattung über die Medien büsste die SRG im Vergleich zu
früheren Jahren zugunsten der Presse an Medienpräsenz ein. 10
Radio und Fernsehen
Mit der an der Urne im Jahr 2015 hauchdünn angenommenen RTVG-Vorlage war auch
eine Regelung eingeführt worden, die zuvor vom Nationalrat ebenfalls nur ganz knapp
respektive mit Stichentscheid des Präsidenten gefällt worden war: Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von CHF 500'000 oder mehr sind seit Inkrafttreten der Regelung
im Januar 2019 verpflichtet, ebenfalls eine Radio- und Fernsehabgabe zu entrichten
(ca. 30% aller Unternehmen). Die Höhe der Abgabe ist in einem sechsstufigen
Tarifsystem geregelt und übersteigt für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von CHF
1 Mio. oder mehr diejenige für Privatpersonen deutlich. Diverse parlamentarische
Vorstösse waren seither eingereicht worden, um diese Regelung zu bekämpfen (vgl.
auch Pa.Iv. 19.411, 19.412, 19.413 und Po. 19.3235), unter ihnen auch eine
parlamentarische Initiative Regazzi (cvp, TI) mit der Forderung, KMU gänzlich von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien.
Erneut ganz knapp, nämlich mit 13 zu 12 Stimmen, stiess die Initiative auf Zustimmung in
der erstberatenden KVF-NR. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, KMU würden
zwar oftmals einen hohen Umsatz generieren und somit die Marke von CHF 500'000
überschreiten, sie würden aber häufig nur tiefe Margen ausweisen, weshalb die Abgabe
diese Unternehmen besonders stark belaste. Die starke Kommissionsminderheit
erachtete einen erneuten Systemwechsel nicht als gangbaren Weg. Damit würde der
Prozentsatz an Unternehmen, die eine Abgabe entrichten müssten, und somit auch die




Nachdem die Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen beider Räte im Sommer
2019 einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp, NW; Pa.Iv. 19.413) Folge gegeben
hatten, die die Doppelbelastungen von Arbeitsgemeinschaften bei der Entrichtung der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen verhindern will, und die KVF-SR seither
mit der Erarbeitung einer Gesetzesvorlage betraut ist, beschloss ebendiese Kommission
im November 2019 einstimmig, zwei parlamentarischen Initiativen Grossen (glp, BE;
Pa.Iv. 19.412) und Wasserfallen (fdp, BE; Pa.Iv. 19.411) mit identischer Forderung keine
Folge zu geben. 
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Bedeutung des Themas sprach sie sich mit 16 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen erneut
dafür aus, den beiden hauseigenen parlamentarischen Initiativen ebenfalls Folge zu
geben. Eine Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften entspreche nicht dem Willen
des Gesetzgebers, weswegen sie schnellstmöglich zu korrigieren sei.
Die KVF-SR ihrerseits sistierte eine Woche vor diesem Entscheid die Arbeiten zur
Gesetzesänderung für die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Wicki. Die
Kommission sehe die Möglichkeit, das Anliegen mit dem angekündigten
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien zeitnaher umzusetzen, als das mit einer
separaten Gesetzesrevision der Fall wäre. 12
Ab 2021 werden Schweizer Haushalte weniger als den bisherigen einen Franken pro Tag
für die Radio- und Fernsehabgabe entrichten. Wie der Bundesrat im April 2020 nach
einer Tarifüberprüfung kommunizierte, beträgt die Höhe der Abgabe für die privaten
Haushalte neu CHF 335 pro Jahr. Grund für diese Senkung ist, dass die Haushalte in der
Schweiz stärker als erwartet zugenommen haben. Ebenfalls gesenkt wird die Abgabe für
Kollektivhaushalte (etwa Alters- und Pflegeheime oder Studierendenwohnheime). Diese
beträgt ab 2021 CHF 670 statt CHF 730. Überdies revidierte der Bundesrat die
Tarifstruktur für Unternehmen, wobei er die bis zu diesem Zeitpunkt geltende
Unterteilung in sechs Stufen verfeinerte. Neu legt ein System mit 18 Tarifstufen die
Höhe der Abgabe für Unternehmen mit einem Jahresumsatz ab CHF 500'000 fest, was
vor allem für weniger umsatzstarke Unternehmen eine beträchtliche Entlastung
bedeutet. Eine Tarifabstufung in nur sechs Stufen war im Dezember 2019 vom
Bundesverwaltungsgericht als verfassungswidrig eingestuft worden. 
Ferner erhöhte der Bundesrat auch den Abgabenanteil für die SRG um CHF 50 Mio.,
womit dieser ab dem Folgejahr insgesamt CHF 1.25 Mrd. beträgt. Damit kann die
Gesellschaft rückläufige Werbeeinnahmen teilweise kompensieren, kommt jedoch nicht
darum herum, zusätzliche Sparmassnahmen zu beschliessen. Nicht zuletzt verdoppelte
der Bundesrat seinen Beitrag an die ungedeckten Kosten der förderberechtigten
Dienstleistungen von Keystone-SDA. Statt wie bisher CHF 2 Mio. pro Jahr darf sich
dieser neu auf maximal CHF 4 Mio. belaufen. 
Kritik an den beschlossenen Massnahmen äusserte die NZZ. Bereits Unternehmen ab
einem Jahresumsatz von CHF 180 Mio. bezahlten im neuen System mehr als bisher, und
das zum Teil beträchtlich. Ferner störte sich die alte Tante an der Erhöhung des
Abgabeanteils für die SRG, da der Bundesrat während der Debatte zur No-Billag-





An einer Sitzung zu den Beschlüssen des Bundesrates zur schrittweisen
Wiedereröffnung in der Coronavirus-Pandemie beschloss die WAK-NR zahlreiche
Kommissionsmotionen, die auf eine rasche wirtschaftliche Öffnung abzielten und die
Unternehmen stärker entlasten sollten. Unter anderem forderte die nationalrätliche
Wirtschaftskommission in einer Motion, dass Arbeitsgemeinschaften sofort von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien seien, damit
juristische Personen nicht doppelt – also als eigenes Unternehmen und als Teil einer
Arbeitsgemeinschaft – zahlungspflichtig seien. Neu ist diese Forderung nicht. Bereits
die Verkehrs- und Fernmeldekommissionen beider Räte hatten hier im Vorjahr
Handlungsbedarf erkannt und drei parlamentarische Initiativen mit dieser Forderung
unterstützt (Pa.Iv. 19.411; Pa.Iv. 19.412; Pa.Iv. 19.413). Vor dem Hintergrund der Corona-
Krise erachtete es die WAK-NR jedoch als dringend, dass diese Mehrfachbelastung
augenblicklich sistiert werde, bis die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen
vorliegen würden. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Dabei führte er an, dass die
Arbeiten der KVF-SR bereits weit fortgeschritten seien und eine Entlastung der
Arbeitsgemeinschaften nur eine beschränkte Wirkung hätte: Für das Jahr 2019 müssten
1'250 Arbeitsgemeinschaften Abgaben in der Höhe von insgesamt CHF 1.22 Mio.
bezahlen. In diesem Falle sei also die Verhältnismässigkeit für einen notrechtlichen
Eingriff nicht gegeben. Ferner wies er darauf hin, dass gerade kleinere Unternehmen
und Arbeitsgemeinschaften im kommenden Jahr durch die kurz zuvor kommunizierte,
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In seiner Botschaft zum Massnahmenpaket zur Medienförderung beantragte der
Bundesrat ein Postulat der KVF-NR, das die Prüfung der Schaffung einer unabhängige
Aufsichtsbehörde für Radio und Fernsehen verlangte, zur Abschreibung. Der
Vernehmlassungsentwurf zum geplanten neuen Mediengesetz hätte die Schaffung einer
unabhängigen Aufsichts- und Regulierungsbehörde beinhaltet, diese Massnahme sei in
der Vernehmlassung jedoch kritisch beurteilt worden. Vom Tisch sei diese Forderung
allerdings nicht: Sollte es zu einer Zusammenarbeit mit der EU im Rahmen des neuen
Programms «Kreatives Europa» (2021–2027) kommen, müsste die Schaffung einer
solchen Instanz erneut geprüft werden, da die EU ihren Mitgliedstaaten eine





Im Rahmen seiner Ende April 2020 publizierten Botschaft für ein Massnahmenpaket zur
Medienförderung beantragte der Bundesrat, eine Motion der KVF-NR mit der
Forderung nach Aufhebung der 2-plus-2-Regel als erfüllt abzuschreiben, da man
dieser Forderung im Zuge der geplanten Anpassung des Radio- und Fernsehgesetzes
mit der Aufhebung des betreffenden Artikels 44 Absatz 3 des RTVG nachkomme. Auch
mit Aufhebung dieser Regel bestehe durch eine weitere Bestimmung im Gesetz ein
griffiger Mechanismus, um die Konzentration von Konzessionen zu verhindern:
Bewürben sich mehrere Anbietende um eine Konzession, würde diejenige Bewerbung




Im Rahmen seiner Ende April 2020 publizierten Botschaft für ein Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien beantragte der Bundesrat die Abschreibung einer Motion der
KVF-NR mit der Forderung zur Etablierung eines Shared-Content-Modells, gemäss
welchem private Schweizer Medienanbietende SRG-Beiträge niederschwellig auf ihren
eigenen Plattformen weiterverwenden dürften. Diese Forderung sei mit der neuen, seit
Januar 2019 in Kraft stehenden SRG-Konzession erfüllt worden: Die SRG wurde damit
verpflichtet, Kurzversionen ihrer tagesaktuellen, audiovisuellen Inhalte privaten
Medienunternehmen in der Schweiz zugänglich zu machen, sofern letztere die





Während den Printmedien aufgrund der Corona-Pandemie rund die Hälfte der
Werbegelder zu entgehen drohe, belaufe sich derselbe Anteil für private Radio- und
Fernsehstationen gemäss den Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen gar auf
60 bis 95 Prozent. Neben zwei gleichlautenden Motionen, die eine Überbrückungshilfe
für die Presse forderten (Mo. 20.3145, Mo. 20.3154), reichten die KVF-SR (Mo. 20.3146)
und die KVF-NR (Mo. 20.3155) deswegen zwei weitere, ebenfalls gleichlautende
Motionen mit der Forderung nach Nothilfe für private Radio- und Fernsehstationen
ein. Finanziert werden sollte die Nothilfe mit Geldern aus der Schwankungsreserve der
Radio- und Fernsehabgabe, die derzeit CHF 60 Mio. betrage, wobei die Motionen eine
Ausschüttung in der Höhe von CHF 30 Mio. verlangten. Sofern ein Empfänger trotzdem
mit einem positiven Jahresergebnis schliessen würde, wäre er zur Rückzahlung
verpflichtet.
Der Bundesrat stellte sich ablehnend zu den Motionen. Die Reserve diene lediglich als
Sicherheit für den Fall von stark ertragsmindernden Planungsabweichungen  – in Bezug
auf die Entwicklung der Haushalte und Unternehmen, einen Adressdatenausfall oder
Debitorenverluste  –  und eine Zweckänderung sei nicht angezeigt. Darüber hinaus habe
man die zu erwartenden Überschüsse bereits durch die im April angekündigte Senkung
der Radio- und Fernsehabgabe sowie den veränderten Abgabenanteil für die
Unternehmen berücksichtigt. Würden Nothilfegelder aus der Reserve ausgeschüttet,
bestehe die Gefahr, dass eine neuerliche Tarifanpassung, dieses Mal gegen oben,
vorgenommen werden müsste. Ebenso wie bei den Motionen mit der Forderung nach
Unterstützungshilfen für die Presse verwies der Bundesrat auf die bereits
beschlossenen Sofortmassnahmen, namentlich die Möglichkeit zur Aufnahme von
zinslosen oder zinsgünstigen, durch den Bund verbürgten Krediten, die den privaten
Sendern bereits offen stünden.
Anders sah dies das Parlament: Mit deutlichen 40 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen
nahm der Ständert die Motion in der ausserordentlichen Session vom Mai 2020 an. Tags
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Unbeirrt von den Ausführungen des Bundesrates nahm der Nationalrat in der
ausserordentlichen Session zur Bekämpfung des Coronavirus mit 106 zu 56 Stimmen (4
Enthaltungen) eine Motion seiner WAK-NR an, die Arbeitsgemeinschaften sofort von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe befreien wollte. In der
Parlamentsdebatte äusserte Kommissionssprecher Regazzi (cvp, TI) sein Unverständnis
darüber, dass der Bundesrat es verpasst habe, bei der kürzlich erfolgten Anpassung der
Tarifstrukturen die Mehrfachbesteuerung von Bauunternehmen, die aufgrund einer
Einbindung in projektspezifische Arbeitsgemeinschaften doppelt besteuert würden,
abzuschaffen. Im Hinblick auf die aktuelle, Pandemie-bedingte Wirtschaftskrise gelte
es, augenblicklich zu handeln und nicht die Arbeiten der KVF-SR zur Umsetzung der
drei parlamentarischen Initiativen mit derselben Forderung abzuwarten (Pa.Iv. 19.411;
Pa.Iv. 19.412; Pa.Iv. 19.413). 
Anders entschied der Ständerat tags darauf. Der kleinen Kammer lag ein
Ordnungsantrag der WAK-SR auf Sistierung der Motion bis zur Behandlung der drei
parlamentarischen Initiativen im Parlament vor, die Kommissionssprecher Engler (cvp,





In Umsetzung zweier Motionen der beiden Kommissionen für Verkehr und
Fernmeldewesen (Mo. 20.3146; Mo. 20.3155) präsentierte der Bundesrat im Mai die
Covid-19-Verordnung elektronische Medien, die finanzielle Soforthilfen für die Radio-
und Fernsehveranstalter im Umfang von CHF 40 Mio. versprach. Ausserordentliche
einmalige Beiträge in der Höhe von CHF 30 Mio., finanziert aus der Radio- und
Fernsehabgabe, erhielten dabei private Radio- und Fernsehveranstalter. CHF 10 Mio.
erhielt die Keystone-SDA, womit für eine Dauer von sechs Monaten die Kosten gedeckt
werden sollten, die die Agentur ansonsten den elektronischen Medien für die Nutzung
der Basisdienste «Text» in Rechnung gestellt hätte. Gleichzeitig erliess die Regierung
eine weitere Notverordnung zur Unterstützung der Printmedien mit finanziellen





Ende Mai 2020 sprach sich die KVF-SR mit 10 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung dafür
aus, das im Vormonat vom Bund präsentierte Massnahmenpaket zugunsten der Medien
unter anderem durch einen Zusatz zu ergänzen, der einfache Gesellschaften von der
Pflicht zur Entrichtung einer Unternehmensabgabe für Radio und TV ausnehmen soll.
Damit soll die in der Vorprüfung angenommene parlamentarische Initiative Wicki (fdp,
NW; Pa.Iv. 19.413) zur Verhinderung einer Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften
erfüllt werden. Unterdessen hatte die WAK-NR bereits eine Kommissionsmotion





In der Sommersession 2020 behandelte der Ständerat als Erstrat den bundesrätlichen
Entwurf betreffend die Rückerstattung der zu unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf
die Radio- und Fernsehempfangsgebühren, gemäss welchem jeder Haushalt CHF 50
auf seiner Serafe-Rechnung gutgeschrieben bekäme, um die unrechtmässig erhobene
Mehrwertsteuer für die Jahre 2010 bis 2015 zu kompensieren. Die kleine Kammer
stützte den bundesrätlichen Vorschlag bis auf einen Punkt: Auf Anraten der
vorberatenden KVF-SR fügte der Ständerat einen neuen Passus ein, der explizit im
Gesetz verankert, dass auch berechtigte Rückerstattungsansprüche von Unternehmen
bestehen bleiben und dass das BAKOM ein einfaches Verfahren für die Abwicklung
solcher Gesuche entwickeln soll. Dabei sollen auch pauschale Entschädigungen für
Unternehmen möglich sein. Bundesrätin Sommaruga führte in der parlamentarischen
Debatte aus, dass die Regierung den Rückerstattungsanspruch für Unternehmen bejahe
und ihn in der Botschaft so festgehalten habe. Man sei lediglich davon abgekommen, für
Unternehmen eine pauschale Lösung zu schaffen; sie habe aber Verständnis für eine
explizite Erwähnung dieser Ansprüche im Gesetz. Der mit diesem Zusatz ergänzte
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In der Sommersession 2020 gab der Nationalrat zwei identischen parlamentarischen
Initiativen Wasserfallen (fdp, BE; Pa.Iv. 19.411) und Grossen (glp, BE; 19.412) Folge, die
einfache Gesellschaften von der Pflicht zur Entrichtung einer Unternehmensabgabe
für Radio und TV ausnehmen wollten. Ebendiese Forderung enthielt auch eine
parlamentarische Initiative Wicki (fdp, NW; 19.413), der im Vorjahr bereits Folge
gegeben worden war. Um den Druck für eine rasche Umsetzung hoch zu halten, hatte
die KVF-NR im Unterschied zur KVF-SR beschlossen, den beiden Initiativen ebenfalls





Gleich mehrere, im Jahr 2018 unmittelbar nach der Ablehnung der No-Billag-Initiative
von links-grüner Seite eingereichte Vorstösse verlangten die Einführung einer
einkommensabhängigen Medienabgabe. Mit dem Postulat Kälin (gp, AG; Po. 18.3065)
sollte der Bundesrat beauftragt werden zu prüfen, wie eine einkommensabhängige
Radio- und Fernsehabgabe für Privathaushalte ausgestaltet werden könnte. Cédric
Wermuth (sp, AG) verlangte mit zwei Motionen zum einen die Befreiung der
Abgabepflicht von Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern (Mo. 18.3158) sowie zum
anderen die Einführung einer Medienabgabe nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
(Mo. 18.3160). 
In seinen Antworten verwies der Bundesrat darauf, dass er in Vorbereitung der neuen
Abgabe die Finanzierung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit geprüft habe –
namentlich die Finanzierung aus dem Ertrag der direkten Bundessteuer –, er diese
jedoch aus finanziellen Gründen verworfen habe (vgl. hier). Eine Befreiung der
Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger sei ebenfalls geprüft und verworfen
worden, da gemäss Richtlinien der SKOS die Kosten für die Abgabe im Existenzminimum
berücksichtigt sind. Darüber hinaus sei es verfrüht, einen neuerlichen Wechsel
anzustreben, bevor die Auswirkungen des neuen Systems abgeschätzt werden könnten.
In der Sommersession 2020 wurden die Vorstösse abgeschrieben, da sie nicht innert




In einer kurz nach der Ablehnung der No-Billag-Initiative eingereichten Motion forderte
die Fraktion der Grünen den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der neuen SRG-
Konzession Massnahmen zur Reduktion der Werbung zu treffen. Dabei bezog sie sich
unter anderem auf eine Anfang 2018 erschienene Untersuchung des BAKOM zu
Auswirkungen der Werbeeinschränkungen für die SRG, worin das Bundesamt
prognostizierte, dass die Einnahmen der TV-Werbung noch bis 2023 leicht ansteigen,
danach aber in ähnlichem Umfang wie bei der Presse sinken würden. Ein Abbau von
Werbung verringere folglich auch die Abhängigkeit der SRG-Programme von dieser
Einnahmequelle. Ferner fördere der Abbau von Werbung die Unterscheidbarkeit
zwischen dem öffentlichen Sender und den privaten Anbietern. 
In seiner ablehnenden Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die SRG aufgrund der
Plafonierung der Gebühreneinnahmen, der höheren Anforderungen an den Service
public und der abnehmenden Werbeeinnahmen bereits einem beträchtlichen
Spardruck ausgesetzt sei und bei einem zusätzlichen Finanzierungsengpass ein
Leistungsabbau nicht ausgeschlossen werden könne. 
Das Parlament bekam nie die Möglichkeit, sich zu diesem Vorstoss zu äussern; die





Auch die KVF-NR sprach sich Ende August 2020 dafür aus, das Massnahmenpaket
zugunsten der Medien, welches der Nationalrat in der Herbstsession 2020 beraten soll,
um einen Zusatz zu ergänzen, der Arbeitsgemeinschaften von der Pflicht zur
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Im Zusammenhang mit der Beratung des Bundesgesetzes über die pauschale
Rückvergütung der Mehrwertsteuer auf den RTVG-Empfangsgebühren schrieben die
beiden Parlamentskammern die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG), die zur
Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen Mehrwertsteuer und somit zur





In einem zweiten Anlauf schrieb der Nationalrat ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das
Abklärungen verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung
des Subsidiaritätsprinzips erteilt werden könnte, in der Herbstsession 2020 als erfüllt
ab. In seinem Bericht zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte 2019
hatte der Bundesrat argumentiert, dass dem Anliegen des Postulanten mit der neuen
SRG-Konzession Rechnung getragen worden sei. Diese stelle erhöhte Anforderungen an
die Unterscheidbarkeit von SRG-Programmen gegenüber Programmen kommerzieller





In der Herbstsession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der
bundesrätlichen Vorlage zur Rückerstattung der zu unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Radio- und Fernsehempfangsgebühren. Dem Rat lag ein
Antrag einer Minderheit der KVF-NR vor, der die Höhe der Rückerstattung von CHF 50
auf CHF 60 anheben wollte, um auch die Verzinsung zu berücksichtigen. Der Antrag
scheiterte im Rat mit 80 zu 95 Stimmen. Unterstützung erfuhr er von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SVP und der Grünen sowie von zwei Mitgliedern der SP-
Fraktion. Ansonsten war die Vorlage auch in der grossen Kammer gänzlich unbestritten.
Den in der Sommersession 2020 vom Ständerat eingefügten Zusatz, dass auch
Unternehmen auf Gesuch hin eine Rückerstattung verlangen können, stützte die grosse
Kammer diskussionslos. Die Ausgabenbremse löste der Nationalrat mit einer einzigen
Gegenstimme und in der Gesamtabstimmung genoss die Vorlage einstimmigen
Zuspruch bei 184 Ratsmitgliedern, wobei sich zwei Personen der Stimme enthielten. Am
Ende der Herbstsession verabschiedeten die beiden Räte die Vorlage jeweils




Da die Abklärungen zur Förderung von Online-Medien noch nicht abgeschlossen
werden konnten, beschloss die KVF-NR im November 2020, einen erst jüngst in das
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien integrierten Aspekt, die Befreiung von
Arbeitsgemeinschaften von der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe
für Unternehmen, in einen Entwurf 2 zum Massnahmenpaket auszugliedern. So kann





Im November 2020 kommunizierten das BAKOM und das UVEK per Medienmitteilung,
der Bundesrat werde die Massnahmen der Covid-19-Verordnung elektronische Medien
verlängern. Die im Juni für die elektronischen Medien bereitgestellten CHF 10 Mio.
waren lediglich zur Hälfte aufgebraucht: Erst CHF 5.2 Mio. wurden von den
Begünstigten bis zum Zeitpunkt der Verlängerung beansprucht. Auch weiterhin sollten
daher die Abonnementskosten der Nachrichtenagentur Keystone-SDA vom Bund
übernommen werden. Diese Kostenübernahme dauert bis zum 31. Dezember 2021, im
Gegensatz zur Verlängerung der Unterstützung der Printmedien, welche vorerst bis zum





Seiner Kommission folgend entschied der Nationalrat in der Wintersession 2020, dass
die TV-Nachrichtenabteilung der SRG von Genf nach Lausanne umziehen dürfe, und
gab einer Standesinitiative des Kantons Genf, die das Gegenteil gefordert hatte, mit 93
zu 67 Stimmen bei 26 Enthaltungen, letztere aus beinahe allen Fraktionen, keine Folge.
Während sich die Fraktionen der Grünen und der SP fast ausnahmslos für Folgegeben
aussprachen, wollten die meisten Vertreterinnen und Vertreter der GLP, FDP und SVP
dem Anliegen keine Folge geben. Gespalten zeigte sich die Mitte-Fraktion. Somit
scheiterte nach fünf parlamentarischen Initiativen auch das letzte Geschäft, welches
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Initiativen hatten Parlamentarierinnen und Parlamentarier verschiedenster Couleur auf
den 2018 kommunizierten Entscheid der SRG reagiert, aus Spargründen gewisse
Produktionsstätten zusammenzulegen. 32
Während sowohl die Printmedien als auch Fernsehveranstalter und kommerzielle
Radioveranstalter mit einer UKW-Funkkonzession aufgrund stark rückläufiger
Sponsoring- und Werbeeinnahmen während der Corona-Pandemie von Soforthilfe
durch den Bund profitieren konnten, waren die DAB-Radios bislang leer ausgegangen,
konstatierte die KVF-NR im November 2020. Sie beschloss daraufhin eine Motion, mit
der der Bundesrat beauftragt werden soll, im Jahr 2021 mindestens 50 Prozent der
Kosten der DAB+-Verbreitung für konzessionierte und meldepflichtige
Radioveranstalter zu übernehmen und seinen Beitrag nicht wie vorgesehen auf 30
Prozent zu belassen. Der Bundesrat erklärte in seiner Antwort, dass das BAKOM bereits
im Oktober Technologieförderbeiträge in der Höhe von 45 Prozent für
abgabefinanzierte Radioveranstalter, respektive 40 Prozent für alle übrigen
Radioveranstalter, festgelegt habe, wobei das Bundesamt – sofern es der finanzielle
Spielraum erlaube – diesen Beitrag noch auf 50 Prozent erhöhen könnte. Aus diesen
Gründen beantragte der Bundesrat, die Motion als bereits erfüllt abzulehnen. Nachdem
UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga in der Wintersession 2020 im Nationalrat
bestätigt hatte, dass die Differenzen zwischen der einstimmigen Kommission und dem
Bundesrat «nicht wirklich gewaltig» seien, schlug sie vor, als kleines
Weihnachtsgeschenk auf die Abstimmung zu verzichten. Somit passierte die Motion den
Nationalrat ohne Abstimmung, womit die grosse Kammer im Sinne der Kommission ein




In der Wintersession 2020 verabschiedete das Parlament oppositionslos einen ersten
Teil des Bundesgesetzes über ein Massnahmenpaket zugunsten der Medien, der
lediglich vorsieht, Arbeitsgemeinschaften von der Abgabepflicht für Unternehmen zu
befreien. Aufgrund eines erfolgreichen Einzelantrags Wasserfallen (fdp, BE), der im
Nationalrat auf einstimmige Unterstützung stiess, wird die Gesetzesänderung nach
Verstreichen der Referendumsfrist rückwirkend auf den 1. Januar 2021 in Kraft treten.





Die Tamedia AG wandelte ihren Namen Anfang 2020 in TX Group um. Der von
«Technology Exchange» abgeleitete neue Name soll den Wandel des Unternehmens
vom Zeitungswesen hin zu einem digitalen Konzern abbilden. Auch die TX Group hatte
mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie zu kämpfen. In drei von vier Bereichen
musste der Konzern im Jahr 2020 ein negatives erstes Halbjahresergebnis hinnehmen.
Einen starken Umsatzrückgang verzeichnete der sonst rentable Bereich «20 Minuten» –
dies nicht nur wegen eingebrochener Werbeeinnahmen, sondern auch wegen
abnehmender Pendlerströme. Bestehende strukturelle Probleme im Zeitungssektor
Tamedia – für den Bereich der Bezahlmedien blieb der bisherige Name erhalten –
wurden durch die Pandemie verstärkt; die Werbeeinnahmen sanken im untersuchten
Zeitraum um 35 Prozent. Als dritter Bereich mit roten Zahlen hatte die hauptsächlich
im Verkauf von Fernsehwerbung tätige Goldbach Group ein rückläufiges Ergebnis zu
verzeichnen. Positiv schloss lediglich TX Markets ab, der vierte Bereich der TX Group,
der aus verschiedenen Online-Marktplätzen wie Homegate, Ricardo, Tutti und Jobs
besteht. Gemäss Verwaltungsratspräsident Pietro Supino werde damit deutlich, dass
sich die Diversifikation des Unternehmens gelohnt habe. 
Zukünftig soll vor allem über eine Steigerung des Verkaufs von Digital-Abonnementen
versucht werden, die Abhängigkeit Tamedias von den Entwicklungen auf dem
Werbemarkt zu reduzieren. Zeitgleich mit Bekanntgabe der hohen Verluste (CHF -109
Mio. im Vergleich zu CHF +54 Mio. im Vorjahr) und aufgrund anhaltender struktureller
Schwierigkeiten beschloss die TX Group Ende August 2020, die Kosten im Bereich
Tamedia in den anstehenden drei Jahren um CHF 70 Mio. zu senken (-15%). Dabei soll
es zu einem Abbau von mehreren Dutzend journalistischen Stellen kommen. Die
Gewerkschaften Impressum und Syndicom forderten sogleich den Verzicht auf die
Entlassungen und im Gegenzug die Überbrückung fehlender Erträge mit den Reserven.
Ende Oktober verkündete der Konzern, dass die Redaktionen von «Der Bund» und der
Berner Zeitung per Frühjahr 2021 enger zusammenarbeiten sollten. Tamedia liess die
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Zeitpunkt offen. Die Mediengewerkschaften gingen indes davon aus. 35
Rund um Ringier Axel Springer und den dem Medienhaus angehörenden «Blick» gab es
im Jahr 2020 bedeutende Entwicklungen. An der Dreikönigstagung Anfang Januar 2020
konstatierte Ringier-CEO Marc Walder, dass über 70 Prozent aller Einnahmen aus der
Digitalwerbung in der Schweiz an Konzerne im Ausland abflössen. Im selben Atemzug
gab er den Wiedereintritt von Ringier in den Verlegerverband bekannt, damit sich die
Schweizer Medienlandschaft vereint gegen die grossen Technologiekonzerne stellen
könne. Ringier war 2015 aus dem Verlegerverband ausgetreten, nachdem von den
anderen Medienkonzernen Kritik an Ringier und dessen Beteiligung an der Werbeallianz
«Admeira» mit der SRG und der Swisscom laut geworden war. Nachdem bereits die SRG
2018 ihre Anteile an der Werbeallianz verkauft hatte, gab auch die Swisscom im Februar
2020 bekannt, die Allianz zu verlassen, womit diese in den Alleinbesitz von Ringier
überging und zu einem rein privaten Unternehmen mutierte. Ringier plante eine
Neuausrichtung von Admeira; diese soll sich künftig auf die Vermarktung von TV-
Werbung konzentrieren. 
Ebenfalls im Februar hob Ringier den ersten digitalen Fernsehsender der Schweiz aus
der Taufe. Blick TV startete mit 48 Mitarbeitenden und wird vom ehemaligen «Arena»-
Moderator Jonas Projer geleitet. Von 6 bis 23 Uhr sollen Nutzerinnen und Nutzer via die
«Blick»-App oder -Homepage einen integrierten Live-TV-Kanal verfolgen können,
dessen Nachrichten laufend ausgetauscht werden. 180 Sekunden nach einer Eilmeldung
soll über diese bereits berichtet werden, lautete die Vorgabe an Chefredaktor Projer.
Die Nutzung des Fernsehsenders ist kostenlos, wird jedoch unterbrochen durch
Werbespots, die nicht übersprungen werden können. Mit dem neuen Format
beabsichtigte Ringier, zusätzliche Werbegelder zu generieren und das jüngere Publikum
verstärkt anzusprechen. Die Produzenten planten ferner, Blick TV ins herkömmliche
Fernsehprogramm zu integrieren. Gemäss Bericht der AZ erwarteten auch die
politischen Parteien das neue Format mit Spannung, da sie gemerkt hätten, dass sie
ihre Themen und Positionen via die herkömmlichen Medien nicht ausreichend
portieren könnten. «Dass wir unsere Botschaft unverzerrt und im O-Ton ans Publikum
bringen», versprach sich etwa der damalige SVP-Präsident Albert Rösti von Blick TV. 
Nicht zuletzt wurde im Februar 2020 bekannt, dass die Mobiliar 25 Prozent des
Aktienkapitals von Ringier übernimmt. Zur Frage, wie viel die Mobiliar für die
Beteiligung eingesetzt hatte, wurde Stillschweigen vereinbart. Die NZZ vermutete, es
handle sich um einen «hohen dreistelligen Millionenbetrag». Mobiliar-
Verwaltungsratspräsident Urs Berger und Konzernchef Markus Hongler nehmen neu
Einsitz im Verwaltungsrat von Ringier. Bereits seit vier Jahren hatten die beiden
Unternehmen mit dem Joint Venture «Scout 24 Schweiz» gemeinsame Erfahrungen
gemacht. Die Mobiliar sehe mit dem Einstieg in den Ringier-Konzern die Möglichkeit,
mit dem bei Ringier gesammelten digitalen Know-How die eigene
Digitalisierungsstrategie schneller voranzutreiben, erklärte Hongler gegenüber den
Medien. Ihn interessiere in erster Linie die Plattformökonomie, respektive
Geschäftsmodelle, die Anbieter und Interessenten auf einem digitalen Marktplatz
zusammenbringen. 72 Prozent des operativen Gewinns erarbeitete Ringier zum
gegebenen Zeitpunkt im digitalen Bereich. Gemäss CEO Walder gehöre Ringier zu
denjenigen europäischen Medienunternehmen, deren digitale Transformation am
weitesten fortgeschritten sei. 
Ende Oktober 2020 wurde bekannt, dass die digitale Version des «Blick» unter noch
unbekanntem Namen ab 2021 auch in französischer Sprache zu lesen sein wird. Eine
Expansion in die Romandie hatte beinahe zeitgleich auch das CH Media angehörende
Online-Portal «Watson» bekannt gegeben. Medienberichten aus konkurrenzierenden
Verlagshäusern war zu entnehmen, dass diesem Unterfangen keine reinen
Marketingüberlegungen zu Grunde lägen, sondern dass der Entscheid eher die Folge
einer «nüchterne[n] betriebswirtschaftliche[n] Logik» (TA) sei. Mit der Expansion könne
den Werbekunden ein einheitlicher und nationaler Auftritt versprochen werden, womit
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Das geplante Mediengesetz, in welchem der Bundesrat unter anderem Möglichkeiten
zur Förderung des Agenturjournalismus prüfen wollte, war unterdessen in der
Vernehmlassung gescheitert. Über eine Revision der Radio- und Fernsehverordnung
hatte der Bundesrat im Nachgang jedoch gewisse punktuelle Änderungen
vorgenommen. Eine davon war die Schaffung von Grundlagen, die es dem Bund
erlauben, auf Gesuch hin mit Nachrichtenagenturen von gesamtschweizerischer
Bedeutung eine Leistungsvereinbarung einzugehen, wobei der Umfang der
förderberechtigten Unterstützungsleistungen maximal CHF 2 Mio. pro Jahr betragen
soll. Im Januar 2019 hatte das UVEK mit der unterdessen fusionierten Keystone-SDA
eine zweijährige Leistungsvereinbarung abgeschlossen. Im März 2020 zog die BDP-
Fraktion ihre Motion mit der Forderung nach finanzieller Unterstützung des





Die durch die Corona-Pandemie eingetretene wirtschaftliche Krise traf auch die bereits
angeschlagenen Printmedien mit voller Wucht. Die bereits in den Vorjahren stark
rückläufigen Werbezahlen im Bereich der Printmedien drohten aufgrund des
Lockdowns massiv einzubrechen. Die KVF-SR (20.3145) und die KVF-NR (20.3154)
lancierten im Vorfeld der ausserordentlichen Session im Mai 2020 zwei identische
Motionen, die zum Erhalt der unabhängigen und leistungsfähigen Medien eine
Überbrückungshilfe für die aktuelle Krisenzeit beantragten. Konkret forderten die
Kommissionen, dass das bereits im Vorjahr angekündigte Massnahmenpaket zur
Medienförderung so rasch als möglich vom Parlament beraten werde. Bis zum
Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Grundlage sollen verschiedene temporäre
Massnahmen verhindern, dass die Presse irreparable Schäden erleide. Aus diesem
Grund forderten die Kommissionen die Aufstockung der finanziellen Unterstützung für
Keystone-SDA, die kostenlose Zustellung der Regional- und Lokalzeitungen durch die
Schweizerische Post sowie eine vergünstigte Postzustellung für die nationalen Tages-
und Wochenzeitungen, sofern diese für das Geschäftsjahr 2020 auf die Auszahlung von
Dividenden verzichteten. Die Kommissionen begründeten ihre Forderungen mit dem
Umstand, dass die redaktionelle Arbeit der Medien in der Krisenzeit umso mehr gefragt
und Kurzarbeit deswegen keine Option sei. Die Branche rechne je nach Dauer der Krise
für das Jahr 2020 mit einem Printwerberückgang im Umfang von CHF 400 Mio., was
einer Halbierung des Werbeumsatzes entspreche, wie Matthias Aebischer (sp, BE) für
die nationalrätliche Kommission vor der grossen Kammer ausführte. 
In seiner ablehnenden Antwort wies der Bundesrat darauf hin, dass er die Botschaft
zum Massnahmenpaket für die Medien seit Einreichen der Motionen bereits zuhanden
des Parlaments verabschiedet habe. Er zeigte sich überzeugt, dass langfristig angelegte
Massnahmen zielführender seien als Soforthilfen und dass wo immer möglich auf
Notrecht verzichtet werden solle. Der Bundesrat habe bereits Sofortmassnahmen
beschlossen, die auch den Medien zur Verfügung stünden, so etwa zinslose oder
zinsgünstige, durch den Bund verbürgte Kredite. Diese sollten dazu dienen, kurzfristige
Liquiditätsengpässe zu beheben. 
Der Ständerat nahm die Motion der KVF-SR in der ausserordentlichen Session im Mai
2020 entgegen der Haltung des Bundesrates mit 32 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. Ebenso gelangte der Nationalrat nach Beratung der hauseigenen Motion am Folgetag
zu einem positiven Beschluss. Anders als dem Ständerat lag der grossen Kammer jedoch
ein Ablehnungsantrag einer rechtsbürgerlichen Kommissionsminderheit vor. Der
Nationalrat nahm die Motion entgegen der Kommissionsminderheit mit 124 zu 66




Ende Mai erliess der Bundesrat seine Covid-19-Verordnung Printmedien, die
Übergangsmassnahmen für die Presse in Zusammenhang mit dem Coronavirus enthielt.
Angestossen worden war die Erarbeitung einer solchen Notverordnung durch die
beiden Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen, die zwei identische Motionen
(Mo. 20.3145; Mo. 20.3154) lanciert hatten. Diese waren die in der ausserordentlichen
Session zur Bewältigung der Corona-Krise in beiden Räten auf Zuspruch gestossen.
Insgesamt umfasste die finanzielle Soforthilfe einen Betrag von CHF 17.5 Mio. und
bezweckte den Ausbau der bestehenden indirekten Presseförderung. Ab dem 1. Juni
2020 profitierten dadurch die geförderten, abonnierten Tages- und Wochenzeitungen
der Regional- und Lokalpresse für ein halbes Jahr von einer kostenlosen Zustellung
durch die Post, was den allgemeinen Staatshaushalt mit CHF 12.5 Mio. belastete.
Darüber hinaus gelangten erstmals auch Pressetitel mit überregionaler Bedeutung,
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indirekten Presseförderung. Sie erhielten für ebendiese Dauer eine Zustellermässigung
von 27 Rappen pro Exemplar. Für diese Massnahme standen insgesamt CHF 5 Mio. zur
Verfügung. Die Unterstützung galt nur in denjenigen Fällen, in denen sich die Verlage
schriftlich dazu verpflichteten, für 2020 keine Dividenden auszuschütten. Gleichzeitig
erliess die Regierung eine weitere Notverordnung zur Unterstützung der elektronischen
Medien mit finanziellen Sofortmassnahmen im Umfang von CHF 40. Mio. 39
Die Motion der SP-Fraktion (Mo. 18.3025), die als Reaktion auf den massiven
Stellenabbau bei der SDA eingereicht worden war, wurde in der Sommersession 2020
abgeschrieben, da sie nicht innert der festgelegten Frist von zwei Jahren im Parlament
behandelt worden war. Das Anliegen hatte die Möglichkeit einer finanziellen
Unterstützung der SDA durch den Bund basierend auf dem Sprachengesetz gefordert.
In der Zwischenzeit war das geplante neue Mediengesetz, in welchem Möglichkeiten zur
Förderung des Agenturjournalismus hätten geprüft werden sollen, in der
Vernehmlassung gescheitert. Der Bund hatte jedoch mit der SDA zu Beginn des Jahres
2019 eine zweijährige Leistungsvereinbarung abgeschlossen, bei deren Erfüllung die
SDA jährlich maximal CHF 2 Mio. pro Jahr vom Bund erhält. 
Zeitgleich und aus dem selben Grund abgeschrieben wurde eine ähnliche Motion der
Grünen Fraktion (Mo. 18.3114). Diese hätte ferner gefordert, dass die Umwandlung der




Die NZZ durfte sich mitten in der Covid-19-Pandemie als diejenige Deutschschweizer
Tageszeitung rühmen, die den stärksten Nutzungszuwachs verzeichnen konnte. Im
Halbjahresvergleich konnte die Printausgabe gemäss Wemf-Daten vom April 2020 bei
der Leserschaft einen Zuwachs von 11'000 Personen erzielen. Mit ihren Print- und
Online-Ausgaben erreichte die NZZ zu diesem Zeitpunkt täglich insgesamt 474'000
Personen, 236'000 davon rein über den digitalen Kanal. Im März überholte nzz.ch mit
insgesamt 8.7 Mio. Nutzerinnen und Nutzern («unique clients») sogar die bisherigen
Spitzenreiter 20min.ch und blick.ch. Zahlen aus dem Vorjahr zeigten zudem, dass die
Abonnentenzahl in Deutschland um 50 Prozent gesteigert werden konnte. Trotzdem sah
sich das Medienhaus ebenso wie die anderen grossen Medienhäuser aufgrund stark
rückläufiger Werbeeinnahmen gezwungen, Kurzarbeit zu beantragen und weitere
Sparmassnahmen einzuleiten. Ende Juni kommunizierte die NZZ-Mediengruppe die
sogenannte Strategieschärfung, mit der spätestens bis 2030 die Marke von 400'000
Bezahl-Abonnementen erreicht werden soll (bisher: 187'000 Abonnemente). Das
Unternehmen plante dabei vor allem ein Wachstum im digitalen Bereich, was
Anpassungen in der Angebotsstrategie und einer Schärfung des digitalen Portfolios
bedurfte. Nicht zuletzt werden im Rahmen der Strategieschärfung per Januar 2021 auch
die Ressorts Wirtschaft und International der NZZ und NZZ am Sonntag
zusammengelegt. Die digitalen Titel der NZZ-Mediengruppe sollen künftig über einen
gemeinsamen Newsroom betrieben werden. Insgesamt beabsichtigte das Unternehmen
eine Kostenreduktion um 10 Prozent. Einsparungen sollen dabei in erster Linie im
Marketing, im Vertrieb, in den Service-Bereichen sowie in der Logistik und beim Druck
erzielt werden; bezüglich Letzterem beschloss das Medienhaus auch eine Reduktion
der werktägigen Printausgabe auf 32 redaktionelle Seiten. Das Massnahmenpaket soll
einen Stellenabbau von unter 5 Prozent zur Folge haben, wobei es wegen natürlicher
Fluktuationen nur vereinzelt zu Entlassungen kommen solle. 
Ende August vermeldete die NZZ-Mediengruppe für das erste Halbjahr 2020 ein
Pandemie-bedingtes, negatives Betriebsergebnis von CHF -1.2 Mio. (1. Halbjahr 2019:
CHF +8.2 Mio.). Der Ertrag aus dem Werbemarkt hatte sich gar um einen Fünftel
reduziert (CHF -6.8 Mio.). Werden hingegen nicht nur die dem eigentlichen
Geschäftszweck dienenden Erträge und Kosten berücksichtigt, sondern zum Beispiel
auch die Ausfälle beim Sponsoring und durch Mietzinsreduktionen bei
Betriebsliegenschaften, kommt der Unternehmensverlust gar bei CHF -3.4 Mio.
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Neben der digitalen Version des «Blick» expandiert auch das Online-Newsportal
Watson 2021 in die Romandie, wie der Medienkonzern CH Media im Herbst 2020
bekannt gab. Die Expansion in die Romandie verschaffe Watson einen nationalen
Auftritt, womit das Newsportal für Werbekunden an Attraktivität gewinnen könne.
Watson-Geschäftsführer Michael Wanner hatte zu seinen Plänen auf jeden Fall positives
Feedback aus dem Werbemarkt vernommen. Am neuen Standort in Lausanne sollen 20
Redaktionsmitglieder für Watson tätig sein. Die Chefredaktion übernehmen wird Sandra




Kaum hatte CH Media das massive, gründungsbedingte Sparprogramm abgeschlossen,
eröffnete das Medienunternehmen im September 2020, bis Ende 2022 die Kosten
jährlich um je CHF 30 Mio. senken zu wollen, wobei es erneut zu einem Stellenabbau
kommen werde. Als Grund für das Effizienzprogramm gab das Unternehmen sowohl den
Strukturwandel in der Medienbranche als auch Corona-bedingte Umsatzeinbussen an.
Das 2018 aus einem Zusammenschluss der AZ Medien und der NZZ-
Regionalmediengruppe gegründete Unternehmen ist zuletzt mit dem Zukauf der
Sendergruppe 3+, zusammen mit den bereits in den Joint Venture eingebrachten TV-





Das Ende Oktober vom Forschungsinstitut Öffentlichkeit und Gesellschaft (Fög)
herausgegebene Jahrbuch Qualität der Medien widmete sich 2020 schwerpunktmässig
der Corona-Krise. Dass dies kein arbiträrer Entscheid war, zeigten die Ergebnisse der
Studie gleich selber: Die Medienberichterstattung zu Covid-19 war ab März das alles
überschattende Thema; zeitweise thematisierten bis zu 70 Prozent aller untersuchten
Medienberichte die Pandemie. Die monothematische Berichterstattung war denn auch
ein wichtiger Kritikpunkt, den das Forschungsinstitut an die Medien richtete. Zu Beginn
der Krise attestierte die Studie den Medien eine kaum behördenkritische Haltung,
womit diese zur Vorbereitung und Legitimierung des Lockdowns beigetragen hätten,
wie ein Fög-Mitarbeitender auf Anfrage des Tages-Anzeigers bestätigte. Anfang April
kritisierten die Medien die getroffenen Massnahmen dann jedoch stark. Obwohl die
Studie folgerte, dass der Informationsjournalismus im Zuge der Pandemie an Bedeutung
gewonnen habe, bemängelte die Autorenschaft die starke Abhängigkeit von
Expertenmeinungen. Zu etwas mehr als vier von fünf untersuchten Medienbeiträgen
seien Expertenmeinungen beigezogen worden und generell sei die Einordnungsleistung
der Medien in den letzten Jahren stark gesunken. Ein damit verbundener Kritikpunkt
der Studie an den Medien lautete, dass diese die Zahlen und Statistiken rund um die
Verbreitung des Coronavirus häufig lediglich wiedergaben, ohne sie zu erklären. Alles in
allem seien die Leistungen der Informationsmedien während der Pandemie jedoch
relativ gut gewesen. 
Positiv ausgewirkt hatte sich die Corona-Pandemie indes auf die Bedeutung
traditioneller Medien. Während ansonsten jeweils die zunehmende Rolle der sozialen
Medien hervorgehoben wurde, gewannen Zeitungen, Radio und Fernsehen im aktuellen
Jahr wieder an Boden und dienten während der Pandemie klar als wichtigste
Informationsquellen. Das Fög wies in diesem Zusammenhang jedoch darauf hin, dass
Messengerdienste wie WhatsApp nicht untersucht werden konnten, dass diese in der
Verbreitung von Desinformation jedoch eine «ernstzunehmende Rolle» spielen
könnten. Als gute Nachricht entpuppte sich hingegen, dass die Zahlungsbereitschaft für
Online-News erneut leicht angestiegen war (2016: 10.1%; 2020: 13.4%). Tatsächlich
konnten die Medien 2020 einen gewissen Nutzungszuwachs verzeichnen. Doch auch




«Un nouveau chapitre s'ouvre pour ‹Le Temps›», titelte das französischsprachige
Traditionsblatt Anfang November 2020 und vermeldete den Verkauf von «Le Temps»
an die Stiftung Aventinus. François Longchamp, Präsident des Stiftungsrates und
früherer Genfer Staatsrat (fdp), gab bekannt, das Blatt als unabhängige Qualitätszeitung
weiterführen zu wollen. Die Redaktion von «Le Temps» zieht damit zurück nach Genf
und somit an den Standort, den sie nach der Übernahme der Aktienanteile von Tamedia
durch Ringier im Jahr 2014 Richtung Lausanne verlassen hatte. Ringier kommentierte
den Verkauf an die Stiftung damit, dass man künftig auf publizistische Kernprodukte
fokussieren wolle. Darüber hinaus sichere ein Verkauf der Zeitung langfristig deren
Überleben und den Erhalt von über 100 Arbeitsplätzen. 2017 hatte Ringier bereits das
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dieses war damals aufgrund anhaltend roter Zahlen eingestellt worden. Die Stiftung
Aventinus, Käuferin von «Le Temps», war im Oktober 2019 mit dem Zweck gegründet
worden, unabhängige und diversifizierte Qualitätsmedien zu erhalten. Dass eine
Tageszeitung von einer Stiftung übernommen wird, ist eine Premiere in der Schweiz. 45
Im November teilten das BAKOM und das UVEK mit, der Bundesrat werde die
Übergangsmassnahmen zugunsten der Medien verlängern, die im Mai aufgrund der
Corona-Pandemie beschlossen worden waren. Die Verlängerung, welche am 1.
Dezember 2020 in Kraft trat, ist vorerst bis zum 30. Juni 2021 vorgesehen. Bis dahin
bleibt die Postzustellung für Tages- und Wochenzeitungen von Lokal- und
Regionalpresse kostenlos. Weiterhin beteiligte sich der Bund auch an den
Zustellungskosten von Tages- und Wochenzeitungen mit einer Auflage von über 40'000
Exemplaren, sofern die herausgebenden Verlage verpflichtend auf eine
Dividendenausschüttung verzichteten. Ebenfalls verlängert wurde die Verordnung
betreffend die elektronischen Medien, denn das hierfür bereitgestellte Geld war noch
nicht ausgeschöpft. Total unterstützte der Bund die Presse – zusätzlich zur indirekten





Am 18. Dezember 2020 legte der Bundesrat im Rahmen der indirekten Presseförderung
die Ermässigungen für die Zustellung von abonnierten Zeitungen und Zeitschriften
durch die Post fest, wie das BAKOM in einer Medienmitteilung kommunizierte. Für das
Jahr 2021 werde die Ermässigung für die Lokal- und Regionalpresse neu CHF 29
Rappen pro Exemplar betragen, also zwei Rappen mehr als im Vorjahr. Insgesamt
erfüllten in dieser Kategorie 151 Titel die Voraussetzungen für eine Zustellermässigung.
Damit kamen neun Titel hinzu, hingegen nahm die Anzahl der geförderten Exemplare
um insgesamt 2.3 Mio. ab. Für die Ermässigungen für die Lokal- und Regionalpresse
stehen im Jahr 2021 insgesamt CHF 30 Mio. zur Verfügung. Für die Mitgliedschafts- und
Stiftungspresse betrug die Ermässigung wie auch in den Vorhjahren CHF 18 Rappen. 973
(-12) Titel erfüllten die dafür nötigen Voraussetzungen bei einer Versandmenge von 113.7
Mio. Exemplaren (-5.4 Mio.). Für diese Kategorie sind jährlich insgesamt CHF 20. Mio.
vorgesehen. In beiden Kategorien wurden 2020 die bereitgestellten Fördermittel nicht
gänzlich ausgeschöpft, weshalb diese dem Förderbeitrag von 2021 hinzugerechnet
wurden. Aufgrund der wegen Corona im Mai beschlossenen Übergangsmassnahmen
zugunsten der Printmedien wurden die aktuell geförderten Tages- und
Wochenzeitungen der Regional- und Lokalpresse kostenlos zugestellt, die entstandenen
Differenzen wurden vom Bund beglichen. Am 11. November wurde eine Verlängerung
der Massnahmen bis Mitte 2021 beschlossen. Über weitere Verlängerungen soll in der





Der neue Medienmonitor Schweiz zeigte für das Erhebungsjahr 2018 keinen
übermässigen Einfluss von Social Media-Kanälen auf die Meinungsbildung. Nach wie
vor geniesse das Fernsehen die grösste Meinungsmacht. Für die Untersuchungsperiode
2019 konstatierte der Medienmonitor im Falle von sozialen Medien und Onlinemedien
einen zunehmenden Einfluss auf die Meinungsbildung, wobei insbesondere Personen
aus der Romandie und die jüngere Bevölkerung diese Kanäle im Vergleich zu anderen
Informationsquellen überdurchschnittlich häufig nutzten. Der im Auftrag des BAKOM
von Publicom erstellte Medienmonitor gibt die Meinungsmacht anhand eines relativen
Einflusspotentials wider, das sich zum einen aus der qualitativen Bewertung von
Medienmarken durch eine repräsentative Bevölkerungsumfrage und zum anderen aus
der tatsächlichen Mediennutzung nach Daten von WEMF, Mediapulse und Net-Metrix
berechnet. Für das Jahr 2019 schrieb der Medienmonitor den verschiedenen
Mediengattungen folgende relative Einflusspotentiale zu: Fernsehen (28%), Radio (22%),
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Darüber, dass der im Herbst 2019 gefällte Entscheid zur Erweiterung des Sachbereichs
«Medien» zu «Medien und Medienvielfalt» Sinn mache, waren sich die Büros und
Kommissionen im Grunde einig. Hingegen zeigte sich Uneinigkeit in Bezug auf die Frage,
welche Kommission denn nun für diesen Sachbereich zuständig sei. Zu dieser Frage
kam es, da der Bereich «Medienvielfalt» vor der Neuzuteilung in die Kompetenz der
Staatspolitischen Kommission (SPK) fiel, während sich die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF) über viele Jahre mit dem Sachbereich «Medien» (Radio,
Fernsehen und Internet) beschäftigt hatte – konkret seit 17 Jahren, als die KVF-NR 2003
das zu revidierende Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) beriet, wie Edith Graf-Litscher
(sp, TG) für das Büro ausführte. Nach Einbezug aller Fraktionspräsidentinnen und
-präsidenten und der Konsultation der Kommissionen hatten die Büros beider Räte im
September 2019 beschlossen, den fusionierten Sachbereich auf die 51. Legislatur der
Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen zuzuordnen. 
Die SPK-NR zeigte sich nicht einverstanden mit dem Entscheid und wollte mit einer
Motion das Büro des Nationalrates beauftragen, den Bereich «Medien und
Medienvielfalt» der Staatspolitischen Kommission zuzuteilen, da sie die Zuteilung zur
KVF als sachfremd erachtete. In der nationalrätlichen Debatte im Frühjahr 2020 zeigte
sich das Büro-NR überrascht, dass die SPK-NR kurz nach dieser Neuregelung bereits
wieder eine Anpassung verlangte, und begründete die Zuteilung zur KVF mit der
gängigen Praxis: Neben den RTVG-Revisionen (2006, 2014) seien etwa auch die Service-
public-Diskussionen in der KVF diskutiert und die No-Billag-Initiative von dieser
behandelt worden, womit man sich grosses Fachwissen angeeignet habe. Die Vertreter
der SPK-NR und der Sprecher einer unterstützenden Minderheit des Büro-NR
argumentierten, dass Medienpolitik eine staatspolitische Kernaufgabe sei. Die aktuellen
Entwicklungen in der Medienbranche würden viele staatspolitisch relevante Fragen in
Zusammenhang mit der öffentlichen Meinungsbildung aufwerfen, so etwa, ob es den
Medien mit den ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen auf Dauer noch gelingen
werde, «den politischen Prozess in einem Umfang, in einer Vielfalt und in einer Qualität
abzubilden, die für die direkte Demokratie noch auf der Höhe der Zeit sind», wie
Kommissionssprecher Wermuth (sp, AG) ausführte. Mit 137 zu 42 Stimmen bei 9
Enthaltungen beschloss der Nationalrat auf Anraten einer Mehrheit des Büro-NR die
Ablehnung der Motion. Unterstützende Stimmen fanden sich in allen Fraktionen, in




Im Zuge der Corona-Pandemie musste der Bund wiederholt Kritik betreffend die
Aufbereitung der Covid-19-Fallzahlen einstecken. In der ersten Welle im Frühjahr
2020 sorgte die Tatsache, dass Ärzte und Spitäler ihre Fallzahlen anfänglich via Fax an
das BAG melden mussten, für Schlagzeilen. Ein Postulat Andrey (gp, FR; Po. 20.3352)
forderte denn auch einen Bericht über die Aufbereitung und Übermittlung von Covid-
19-Fallzahlen und Zahlen zur Belegung der Spitäler und verwies dabei auf die Open-
Data-Strategie des Bundesrates aus dem Jahr 2018. Die Ansicht, dass maschinenlesbare
und in Echtzeit übermittelte Daten die Entscheidungsgrundlage verbesserten, teilten
auch Bundesrat und Nationalrat, die das Postulat befürworteten. 
Kritik erfuhr das BAG zudem für den Entscheid, keine Daten auf Gemeindeebene zu
publizieren. Eine Veröffentlichung nach Gemeinde könnte dazu dienen, Infektionsherde
zu erkennen, lautete der Standpunkt der Medien. Das BAG stellte sich indes auf die
Position, dass es sich hierbei um besonders schützenswerte Daten handle. Schliesslich
einigte sich das Bundesamt gemeinsam mit geladenen Journalistinnen und Journalisten
darauf, die Daten aufgeschlüsselt nach Gemeinden zu publizieren, wobei aus
Datenschutzgründen keine genauen Zahlen, sondern lediglich eine Intensitätsskala die
Verbreitung des Virus auf lokaler Ebene angeben sollte. Der Computercode zur
Berechnung der Kategorien auf der Intensitätsskala stammte dabei von den
Medienschaffenden. 
Eine verwaltungsinterne Datenpanne geschah Anfang August, als das BAG
fälschlicherweise vermeldete, dass sich die meisten nachvollziehbaren Corona-
Ansteckungen in Discos und Clubs ereigneten. Nachträglich musste das Bundesamt
eingestehen, dass bei der Auswertung der Ansteckungsorte die Kategorien vertauscht
worden waren. In Wahrheit waren lediglich ein Bruchteil der bekannten Ansteckungen
auf einen Besuch in einem Nachtlokal zurückzuführen und die meisten bekannten
Ansteckungen innerhalb der Familie geschehen. Das Malheur löste weitere Fragen zu
den präsentierten Daten aus. Diese betrafen zum einen den relativ kurzen
Beobachtungszeitraum (16. Juli bis 1. August), den hohen Anteil an Fällen mit
unbekanntem Ansteckungsort, die nicht in die Statistik eingeflossen sind, sowie die Art
der Datenerfassung (Meldeformular an das BAG anstatt Ergebnisse des Contact-
Tracings) und zielten auch darauf ab, dass die Statistik den Einfluss des Nachtlebens
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wissen, wie das Virus in die Familie gelangt ist», konstatierte etwa Sebastian Bonhoeffer
Mitglied der Expertengruppe «Data and Modelling» der Corona-Taskforce. 
In der zweiten Septemberhälfte 2020 sorgte nicht zuletzt auch der Entscheid des BAG,
über das Wochenende keine Fallzahlen mehr zu publizieren, für Kopfschütteln in den
Medien und unter Forschenden, wobei gerätselt wurde, ob der Bund nach diesem
Entscheid rasch genug auf sprunghafte Entwicklungen in den Fallzahlen reagieren
könne. Die Schweiz gesellte sich dabei zu Spanien und Schweden, die als einzige unter
den am stärksten betroffenen Ländern dieselbe Strategie gewählt hatten. Man wisse
über die Zahlen Bescheid und der Entscheid sei auch nicht aufgrund fehlender
Personalressourcen getroffen worden, verteidigte Virginie Masserey, die Leiterin der
Sektion Infektionskontrolle, das Vorgehen. Viel wichtiger als der Tagesvergleich sei es,
die Entwicklung Woche für Woche zu verfolgen. 50
Nachdem sich der Nationalrat in der Wintersession 2019 bereits gegen vier
parlamentarische Initiativen gestellt hatte, die darauf abzielten, den Medienartikel in
der Bundesverfassung so zu ändern, dass nicht nur Radio- und Fernsehunternehmen,
sondern auch andere Mediengattungen direkt gefördert werden könnten, befasste sich
die kleine Kammer ein Jahr später mit einer entsprechenden parlamentarischen
Initiative aus der Feder des ehemaligen Ständerates Filippo Lombardi (cvp, TI). Im Rat
setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit auf Folge geben mit 24 zu 16 Stimmen
gegen einen von Vertretenden der FDP und SVP getragenen Minderheitsantrag durch.
Für die Kommissionsmehrheit argumentierte Stefan Engler (cvp, GR) erfolgreich mit der
zunehmenden Digitalisierung und der abnehmenden Bedeutung der gedruckten Presse,
weswegen die indirekte Presseförderung, mit der die Presse von Zustellermässigungen
durch die Post profitiert, allein nicht mehr zeitgemäss sei. Die Zunahme der
Informationsmassen erhöhe auch die Anforderungen an den Qualitätsjournalismus, der
seiner Leserschaft zunehmend komplexe Entwicklungen verständlich und in den
Kontext gestellt zu vermitteln habe. Dies erfordere die Stärkung von Angeboten für eine
qualitativ hochstehende Berufsbildung sowie die Verbesserung der Arbeitsbedingungen
für Journalistinnen und Journalisten. Die Kommissionsminderheit, angeführt von Olivier
Français (fdp, VD), sorgte sich indes um die Pressefreiheit, die durch direkte
Unterstützungsmassnahmen eingeschränkt werden könnte, worunter die
Meinungsvielfalt leiden könnte. Zudem seien gezielte Eingriffe auf Gesetzesstufe ja
bereits möglich, weswegen der Nutzen einer Verfassungsänderung nicht evident sei.
«Comment pouvons-nous justifier une modification de la Constitution pour soutenir






Eine am Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) durchgeführte experimentelle Studie
bewertete Vor- und Nachteile von Online-Umfragen im Vergleich zu Offline-Umfragen.
Im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 zogen die Forscher eine Zufallsstichprobe
im Umfang von 10'000 Personen aus dem Adressregister des Kantons Aargau, wobei die
eine Hälfte die ausgedruckte Umfrage inklusive frankiertes Rückantwortcouvert per
Post erhielt (Mail-In) und die andere Hälfte im Schreiben gebeten wurde, die Umfrage
via den zugestellten Link (oder QR-Code) online auszufüllen. In Bezug auf die
Rücklaufquote stellten die Forscher keine nennenswerten Unterschiede zwischen den
beiden Umfrage-Modi fest. Was die Repräsentativität anging, bestärkte die Studie
bisherige Erkenntnisse: Während die Respondentinnen und Respondenten der Mail-In-
Umfrage repräsentativer für ältere Bevölkerungsgruppen und Personen mit niedrigerem
Bildungsniveau waren, galt das Umgekehrte für die Online-Umfrage, wobei die
Kombination der beiden Samples die insgesamt repräsentativste Stichprobe ergab.
Hinsichtlich des dritten betrachteten Qualitätskriteriums schnitt die Online-Umfrage
indes deutlich besser ab: Während nur 54 Prozent der Mail-In-Fragebögen vollständig
ausgefüllt retourniert worden waren, belief sich dieser Anteil bei der Online-Umfrage
auf 84 Prozent. Die automatische Führung durch den Fragebogen sowie die
auftauchenden Erinnerungen bei Nichtbeantwortung einer Frage resultierten in
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